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8 . Betriebsordnung für den Weferbahnhof und Anlagen auf dem
Weferbahnhof .

Die Bürgerschaft hat die Mittheilungen des Senats vom 30 . August ,10 . Oktober , 9 . September und 17 . Oktober d . I . zur Prüfung und Berichterstattungan eine Kommission von sieben Mitgliedern verwiesen und ersucht den Senat , sichbei den Berathungen über diese Gegenstände durch Kommissare vertreten zu lassen .
9 . Verkauf von Staatsländereien in Arsten und Strohm .

Die Bürgerschaft ertheilt der Deputation zur Verwaltung der öffentlichenGrundstücke die Ermächtigung , die Katasterparcellen in der Feldmark ArstenVI 32 — 39 bestmöglichst , jedoch nicht unter A . 47000 und nicht andersals öffentlich zu verkaufen . Betreffs der in der Feldmark Strohm belegenenKatasterparcellen VI 463 und VI 407 ertheilt die Bürgerschaft die nachgesuchteErmächtigung , jedoch mit dem Vorbehalte , daß ebenfalls nicht anders als öffentlichverkauft werde .

10 . Veubau der Blocklander Entwäjsernngsanlage .
Auch die Bürgerschaft erklärt sich mit dem Antrage der Baudeputation ,Abtheilung Wasserbau , den Verkauf der Centrifugalpumpen nebst Maschinen undBaulichkeiten betreffend , einverstanden .

11 . Gas - und Wasserwerke .
Die Bürgerschaft hat den ihr mitgetheilten Jahresbericht dankend entgegen¬genommen .

12 . Vachbewilligung für das Landgericht .
Die Bürgerschaft bewilligt auch ihrerseits die nachträglich beantragteSumme von -K 2000 .

Mittheilung des Senats
vom 11 . November 1884 .

1 . Verhältnisse der öffentlichen Grundstücke im Landgebiet .Der Senat hat die Deputation zur Verwaltung der öffentlichen Grund¬stücke mit der gewünschten Berichterstattung beauftragt .

2 . Waifenpstege .
Als Ergebnis der nach dem Abschluß der Verhandlungen wegen der Bau¬ordnung wieder aufgenommenen Berathungen hat die Deputation den anliegendenBericht nebst Gesetzentwurf überreicht , welchen der Senat unter Vorbehalt seinerErklärung der Bürgerschaft mittheilt .

Bericht .
Bei Gelegenheit des Beschlusses , betreffend Abänderung der Bestimmungenfür den Religionsunterricht im Reformirten Waisenhause , ist von der Bürgerschaftam 1 . Mai 1872 sVerhdlg . S . 298 ) die Frage angeregt worden ,ob die Aufgabe der Waisenhausstiftuugen , den aufgenommenen Kinderneine gute , ihrer zukünftigen Lebensstellung angemessene und ihr weiteresFortkommen sichernde Erziehung zu Theil werden zu lassen , nicht invollkommenerer Weise zu erfüllen sei durch Unterbringung in Familien
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gegen Kostgeld , oder in Betreff der Kinder , deren Mütter noch leben ,
durch eine diesen zn gewährende Erziehungsbeihülfe , als durch Auf¬
bringen der Kinder innerhalb der Waisenhäuser ; und ob , wenn diese
Frage bejaht werden müsse , dann nicht eine in diesem Sinne vorzu¬
nehmende Aenderung in der Einrichtung unserer Waisenhaus -Anstalten
wünschenswert !) und ausführbar sein würde .

Die Bürgerschaft wünsche , daß die Deputation über diesen
wichtigen Zweig unserer Armenpflege berathe und berichte , mit dem
weiteren eventuellen Auftrage , unter Verständigung mit den Ver¬
waltungen der Waisenhäuser die für die Durchführung der Reform
nöthigen Maßregeln vorzuschlagen ,

und hat der Senat am 20 . September 1872 (Verhdlg . S . 524 ) sich zustimmend
erklärt .

In Erfüllung dieses Auftrages überreicht die Deputation , nachdem die
durch anderweitige gesetzgeberische Arbeiten in den letzten Jahren unterbrochenen
Verhandlungen derselben nach deren Abschluß wieder aufgenommen waren , hier -
neben einen Gesetzesentwurf und erlaubt sich zur Begründung nachstehend zu
berichten .

Wie das Kommissorium es mit sich brachte , hat die Deputation zunächst
sich über die Beschaffenheit der stadtbremischen Waisenanstalten durch wiederholte
Besichtigung und Aeußerungen der Verwalter derselben und verschiedener Behörden ,
u . a . des Gesundheitsraths und der Inspektion der Schulen , näher zu unter¬
richten gesucht . Es verdient öffentliche Anerkennung , daß die Verwalter sich das
Wohl der Pfleglinge in gewissenhaftester Weise angelegen sein lassen , daß im
Laufe der Jahre weitgreisende Verbesserungen erzielt und eine Reihe zweckmäßiger
und kostspieliger Bauten vorgenommen sind , so daß die Waisenhäuser annähernd
in einen so guten Zustand gebracht sind , wie das möglich war , und annähernd
so gute Resultate der Erziehung und des Unterrichts erreicht werden , wie das in diesen ,
inmitten der Stadt gelegenen alten Häusern , ohne weite Gürten und Spielplätze ,
nur erwartet werden kann . Die Deputation erachtete sich gleichwohl für verpflichtet ,
entsprechend den bewährten Einrichtungen anderer deutscher Städte , über welche man sich
näher zu unterrichten suchte , die beantragten Aenderungen in der Einrichtung
unserer Waisenanstalten zu befürworten , um den Uebergang zur familialen Pflege
anzubahnen . Man leitete daher , sobald hierüber eine vorläufige Verständigung
erzielt war , dem erhaltenen Auftrage entsprechend , mit den Verwaltern der beiden

evangelischen Waisenhäuser zunächst Verhandlungen ein , um auf die Reform der
Waisenpflege nach Maßgabe des Beschlusses der Bürgerschaft hinzuwirken . Bei
allen Anstalten wurde indessen ein Uebergang zur familialen Kostpflege , so wenig
die theoretischen Gründe , die zu Gunsten derselben sprechen , verkannt wurden ,
aus später zu erörternden Bedenken beanstandet . Anknüpfend an alte Verhand¬
lungen des Senats und der Bürgerschaft , auf Grund der Verfaffungsvorschlüge
vom 28 . Oktober 1814 , durch welche ein Bericht über die Frage angeregt war ,
ob dem gemeinen Besten zuträglicher sei , die in der französischen Zeit eingeführte
Vereinigung der Waisenhäuser ganz oder theilweise fortdauern zu lassen , oder

solche zu trennen , richtete die Deputation am 1 . Juni 1875 an die Inspektion
des Reformirten und des St . Petri - Waisenhauses die schriftliche Aufforderung ,
diese , früher resultatlos verlaufenen Verhandlungen von Neuem zu versuchen . Es
war in dem Berichte von 1815 geltend gemacht , daß eine Trennung der Anstalts¬
pfleglinge nicht nach den Konfessionen , sondern nach den Geschlechtern anzuempfehlen
sei , ein Standpunkt , für welchen der Senat mit allem Nachdruck , indessen ver¬

geblich , eingetreten ist . Es solle , wie geltend gemacht wurde , unter den gleich¬
berechtigten Bürgern Bremens die Verschiedenheit des Glaubens keine Veranlassung
zu Trennungen im gleichen Genuß der Wohlthaten öffentlicher allgemeiner Milde

sein , wie sich auch bei anderen hier bestehenden Stiftungen eine derartige Trennung
nicht finde , und dem verderblichen Konfessionsgeiste keine neue Nahrung zugeführt werden ;
die Trennung nach Geschlechtern entspreche der Sittlichkeit , und empfehle sich mit Rücksicht
auf die Verschiedenartigkeit des den Knaben und Mädchen zu ertheilenden Unterrichts !

Diese damals gescheiterten Verhandlungen sind nunmehr erfolgreich gewesen . Am
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23 . Dezember 1876 ist ein vom Kirchenkonveut der St . Petri -Gemeinde genehmigter ,am 19 . Januar 1877 vom Senat bestätigter Vertrag des Rcformirten und desSt . Petri -Waisenhauses zu Stande gekommen , welchem zufolge , mit dem 1 . April1877 beginnend , dem St . Petri -Waisenhause sämmtliche Knaben , dem Rcformirten
Waisenhaus » sämmtliche Mädchen zugewiesen werden , und von Seiten des Refor -mirten Waisenhauses an das St . Petri -Waisenhaus eine einmalige Vergütungvon -M 5000 geleistet , sowie ferner die Zusicherung ertheilt wird , von den
eonsirmirten , zur Hausarbeit verpflichteten Mädchen dem St . Petri -Waisenhause einen
Theil , auf Verlangen desselben bis zur Hälfte der Gesammtzahl , mit vollständigerKleidung ausgerüstet , für den gleichen Zweck zu überlassen , vorbehältlich der
üblichen Aussteuer bei der Entlassung , welche von dem Rcformirten Waisenhauseauch fernerhin gewährt werden werde . Die Deputation ist geneigt , dieser neuen
Einrichtung eine außerordentliche Wichtigkeit beizulegen . Dieselbe hat sich , seitdemsie besteht , erhaltener Auskunft zufolge , im Unterricht und in der Erziehung vor¬
trefflich bewährt . Dieselbe erforderte eine Reihe baulicher Verbesserungen , welchedem Zeugnis des Gesundheitsraths zufolge (Sechster Jahresbericht 1884 , S . 72 , 73 )für die gesundheitlichen Verhältnisse beider Häuser von großer Bedeutung warenund , wie hervorgehoben wird , insbesondere für die Schullokalitüten des St . Petri -
Waisenhauses von günstigem Erfolge gewesen sind , indem in denselben ein Luft¬raum von annähernd 5— 8 etwa pro Kopf gewährt wurde . In beiden Waisen¬häusern wurden außer der baulichen Unterhaltung in Dach und Fach und außer denUmbauten , im Interesse des Betriebes die nöthigen baulichen Aenderungen vor¬genommen zur Verbesserung und Vergrößerung der Schlafräume nebst Bade - und
Wascheinrichtungen für die Kinder , desgleichen der Krankenzimmer , der Privetanlageu ,der Licht - und Bentilationseinrichtnngen der Schulklassen , der Wasserleitung , der Spiel¬plätze u . s . w . So bereitwillig die Deputation indessen die wichtigen Verbesserungenanerkennt , welche die Waisenhäuser in baulicher Beziehung und in der Organisationder Waisenpflege , dank ihrer ausgezeichneten Administration , in den letzten zehn Jahrenerfahren haben , und so sehr es ihr geboten erscheint , mit Neuerungen bei Instituten ,die sich bewährt haben und mit Recht sich der regen Theilnahme der BremischenBevölkerung erfreuen , mit aller Vorsicht vorzugehen , so ist sie doch einstimmig derAnsicht , daß es dabei sein Bewenden nicht haben sollte , daß sich vielmehr dieAnnahme der in dem hierneben vorgelegten Gesetzesentwnrfe formulirteu Vorschlägeempfehle , um auf der Grundlage des Beschlusses der Bürgerschaft weitere Ver¬besserungen anzubahnen . Es handelt sich im wesentlichen um eine gemeinsameBehörde für alle Waisen , eine einheitliche Verwaltung nach gleichen Grundsätzen ,die Unterstellung der Waisenschulen unter das Scholarchat und den allmähligenUebergang zur familialen Waisenpflege , und ist dazu das Folgende zu bemerken .

Gegenwärtig wird die stadtbremische Waisenpflege von verschiedenen Be¬hörden nach verschiedenen Grundsätzen ausgeübt , der Armenpfleae und denAdministratoren der drei Waisenhäuser .
In der Armenpflege , einer kommunalen Behörde , ist eine besondere Ab¬theilung für die ihr augehörigen Waisen bisher nicht ausgeschieden ; dieselben sind in >Familien untergebracht , und finden auf sie die allgemeinen Vorschriften und Grundsätze lder Armenpflege Anwendung . Die Auswahl der Pflegeeltern , die Beaufsichtigung -der Pfleglinge ist den Armenpflegeru anvertraut ; und ist den diesen unterstellten iArmenaussehern eine besondere Aufmerksamkeit aus die gute Unterkunft der inihren Bezirken für Rechnung der Armenpflege auf Haltung gegebenen Kinder zurPflicht gemacht , mit der speciellen Anweisung , jeder Abweichung von der Erfüllungdes Pflegekontrakts , insbesondere rücksichtlich der den Kindern zu Theil werdendenVerpflegung , ihrer Erziehung und ihres Schulbesuches dem Distriktsarmenpfleger !sofort zur Anzeige zu bringen . Bei der Auswahl der Pflegeeltern wird vor - >schriftsmäßig mit Strenge verfahren . Nach der Bestimmung der Armenpflege

'
soll der Betrag der Unterstützungen nie das Maß des im strengsten Sinne Noth¬wendigen überschreiten , indessen wird ein Kostgeld für Kinder bis zum vollendeten.zweiten Lebensjahre von ^ 15 , für die übrigen von durchschnittlich 12 per
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Monat nebst Kleidungsstücken bewilligt, wofür ein einfaches , aber ausreichendes
Unterkommen gewährt wird ; den Unterricht erhalten die Kinder in den Freischulen.
Auf die Armenpflege find unter andern: angewiesen die Kinder, deren Eltern
hier nur den Unterftützungswohnsitz , nicht das Bürgerrecht hatten , also
etwa 23 Prozent der Bremischen Bevölkerung , welche großen Theiles
der Klaffe der Arbeiter angehören : ferner diejenigen Kinder , denen die
Aufnahme in eines der Waisenhäuser aus irgend einem anderen Grunde versagt
ist , z . B . wegen ihres Lebensalters , unehelicher Geburt , Ungesundheit oder
wegen Ueberfüllnng der Anstalten. Die Armenpflege (Verhdlg. 1884, S . 179 )
hatte Ende 1883 458 Kinder auf Haltung , im Laufe des Jahres 536, davon
253 Knaben ,

283 Mädchen ; 219 elternlose , einschließlich der in den acht ersten
Lebensjahren stehendendiese Zahl ist vielleicht zu niedrig, weil in den letzten
Jahren immer mehr gewissenlose Eltern von hier entwichen sind, ohne jemals
wieder Nachricht zu geben, möglicherweise also verstorben sind . Im Jahre
1880 betrug die Zahl der Kinder auf Haltung 377 . In .diesen Zahlen sind
übrigens einbegriffen diejenigen Kinder, welche für Rechnung des Landarmen¬
verbandes oder auswärtiger Behörden auf Haltung waren . Die Entlassung aus
der Armenpflege erfolgt durchgehends bei der Konfirmation, bei Knaben meistens
im fünfzehnten , bei Mädchen im sechzehnten Lebensjahre, und zwar mit der
nöthigen Aussteuer zum Dienstantritt . An Waisenhäuser abgegeben sind in den
drei Jahren 1880 —1882 sieben Kinder, im Jahre 1883 keines ; an Besserungs¬
anstalten 1880 keines, in den drei späteren Jahren zusammen zwölf . So wenig
die geschilderten Verhältnisse eine Vergleichnng mit der Anstaltspflege gestatten ,
so genießt doch die familiale Fürsorge der Armenpflege für die Kinder auf
Haltung allgemeine Anerkennung.

Das Mädchen -Waisenhaus ist eine öffentliche milde Stiftung und einer
Inspektion des Senats unterstellt, und wird kraft Beschlusses des Senats und
der Bürgerschaft vom Jahre 1817 und 1856 verwaltet von den dritten und
vierten Diakonen der sieben Pfarrkirchen , welche gemeinschaftlich mit der Inspektion
die Session bilden und aus ihrer Mitte zwei Spezialverwalter erwählen, den
Einen für das Oekonomiefach, den Zweiten für die Rechnungsführung. Die Ver¬
waltung im Hause steht unter der Leitung des Vorstehers und Oberlehrers ,
welcher verheirathet ist und bei freier Wohnung und Kost im Hause , 3000
Gehalt bezieht , (vergl. Gesetz vom 20 . Februar 1881 , betreffend die Lehrer der
Volksschulen und Waisenhäuser) . Es sind angestellt drei Lehrerinnen mit einem
Gehalt von ZL. 750—900, und zwei Aufseherinnen mit einem Gehalt von 275
bis ZL 400, welche sämmtlich im Hause wohnen und freie Station haben ; außer¬
dem ein Knecht und drei Mägde . Allgemeine Statuten sind nicht vorhanden.
Den bestehenden Vorschriften zufolge finden Aufnahme nur eheliche Kinder hiesiger
Bürger und zwar darf das Kind bei der Aufnahme nicht unter acht, nicht über
zwölf Jahre alt sein ; es muß gesund sein und gut lesen können . Der Aufent¬
halt im Hause dauert bis nach der Konfirmation , bis ins sechzehnte oder sieben-
zehnte Lebensjahr, und ist bei guter Haltung eine einfache Aussteuer beim Ab¬
gang üblich . Als Aufnahmebcdingung gilt nicht die Elternlosigkeit; entscheidend
ist der Tod des Vaters. Die Hülfsbedürftigkeit wird vorausgesetzt , der Nachweis
indessen nicht ausdrücklich zur Borfchrist gemacht , also die Beurtheilung der Ver¬
hältnisse in das Ermessen der Verwalter gestellt. Das Kind wird entlassen ,
wenn die Mutter sich wieder verheirathet, oder wenn sie selbst oder das Kind
Vermögen erlangt , welches ausreicht, um den Unterricht und die Erziehung des
Kindes zu bestreiten , welchen Falles die Anstalt auch einen Anspruch auf Ersatz
für die geleisteten Alimente hat . Stirbt das Kind in der Anstalt , so fällt den
Aufnahmebedingungen zufolge der Nachlaß an das Waisenhaus ; gelangt es
nach erlangter Volljährigkeit zu Vermögen, so wird die Erstattung eines Kost¬
geldes bei Lebzeiten oder aus dem Nachlaß erwartet . Die Aufnahme ist dem,
mit dem St . Petri -Waisenhaus abgeschlossenen , Vertrage vom 23 . Dezember 1876
zufolge nicht abhängig von dem reformirten Bekenntnis ; seit 1818 finden auch
Kinder katholischer Konfession Aufnahme ; kraft Beschlusses des Senats und der
Bürgerschaft vom 27 . März/1 . Mai 1872 wird der , allen Kindern gemeinsame

97 *
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Religionsunterricht von einem der Prediger der sieben Parochialkirchen nachfreier Wahl der Session ohne Rücksicht auf deren specielle Konfession ertheilt,gegenwärtig von dem lutherischen Pastor zu St . Ansgarii. Die Schule steht unter derInspektion und direkten Aufsicht des Geistlichen der Anstalt . Dieselbe hat 3 Klassen, inallen wird Unterricht in Handarbeit (Methode Schallenfeld, 4 Stunden wöchentlich) er¬theilt und findet Turnunterricht statt, dessen Einfluß auf die Gesundheit der Mädchensehr gerühmt wird . Dank der im Hause herrschenden strengen Ordnung und
Ueberwachung werden die Ergebnisse des Unterrichts sehr günstig beurtheilt unddenen der Volksschulen völlig gleichgestellt. Es waren 1883 im Hause 154Kinder, im zehnjährigen Durchschnitt 143 , die geringste Zahl war 120 . Vonden Kindern waren 1883 elternlos 28 (durchschnittlich 30—40) . Die Ver¬
pflegungskosten betrugen im vorigen Jahre pro Kopf .S . 260, im zehnjährigen Durch¬schnitt 315, ungerechnet die Wohnung im Waisenhause und den Konsum desHaushalts aus der eigenen Milchwirthschaft. Die Jahreseinnahme hat sich imJahre 1883 belaufen auf .H. 52 066 ; darunter Zinsen M 18 756, SammlungenA . 12 181 , Legate und Geschenke -K 10 293, diverse (Armenhausbeitrag4376 , Kälberverlosung, Landpacht, Milchverkauf u . s . w . ) 10 836 . DieGesammteiunahme hat im zehnjährigen Durchschnitt betragen A . 45 409 . DieGesammtausgabe hat 1883 betragen -K 40 052 , somit der Ueberschuß derEinnahme oder die Vermögensvermehrung 12 014 . Die Gesammtausgabe imzehnjährigen Durchschnitt betrug ^5. 45 000. Das Vermögen der Stiftung wurdeEnde 1883 berechnet zu 602 174 (1874 zu M 591 979) , darunter dasHaus an der Hutfilterstraße No . 18 zu A . 98 277,15 . Das Mobiliar zu^>5. 14 377,72 . Im Uebrigen wird auf den Anfang des Berichts Bezuggenommen .

Das St . Petri -Waisenhans, für verwaiste Knaben bestimmt, und ebenfallseine öffentliche milde Stiftung, mit selbständiger juristischer Persönlichkeit, ist wiedas Mädchen-Waisenhaus einer Inspektion des Senats unterstellt, und wird inähnlicher Weise , wie dieses, verwaltet durch die Mitglieder der St . Petri -Diakonie,von denen ebenfalls zwei Spezialverwalter für die Rechnungsführung und dasOekonomiefach erwählt werden ; außer der Inspektion und Administration sind diePrediger zu St . Petri Mitglieder der Session . Es sind in der Anstalt angestelltund genießen bei freier Wohnung und Station an Gehalt der Vorsteher undOberlehrer -H. 2500, der zweite Lehrer 900, zwei andere zu -45. 600 (vergl.das angeführte Gesetz von 1881 ) , ein Aufseher ohne freie Station -45. 1000 ;ferner ein Schreiber mit -45. 600, eine Leinenmamsell mit -45. 300, eine Haus¬mamsell mit ,45. 300, eine Krankenwärterin mit -45. 250 Gehalt , diese sämmtlichmit Wohnung und freier Station im Hause. Allgemeine Statuten sind auch hiernicht, vorhanden. Die Aufnahmebedingungen find ähnlich wie beim Mädchen-Waisenhause ; es finden nur eheliche Kinder hiesiger Bürger und Einwohner ,welche der Regel nach das hiesige Bürgerrecht mindestens acht Jahre besessen habenmüssen, Aufnahme, wenn sie den Vater verloren haben, auch wenn die Mutternoch lebt ; das Kind darf bei der Aufnahme der Regel nach nicht unter 8 ,nicht über 10 Jahre alt, es muß gesund sein und gut lesen können . Die frühereVorbedingung, daß die Eltern der lutherischen Konfession ungehörig seien, istdurch den Vertrag mit dem Waisenhause vom 23 . Dezember 1876 weggefallen ,durch welchen das St . Petri-Waisenhans die Verpflichtung eingegangen ist , diesämmtlichen zur Aufnahme geeigneten Knaben evangelischer Konfession , soweitseine Räume und die Mittel reichen, in seine Pflege aufzunehmen. Der Auf¬enthalt daueA bis zum April nach der Konfirmation. Der Nachweis der Hülfs -bedürftigkeit ist auch hier nicht ausdrücklich vorgeschrieben, die letztere aber nachdem Ermessen der Verwalter Voraussetzung der Aufnahme . Die Entlassungerfolgt, wenn die Mutter sich wieder verheirathet, oder wenn dieselbe oder derPflegling in die Lage kommen, den Unterhalt und die Erziehung des letzteren auseignen Mitteln bestreiten zu können. Auch hier bestehen solchen Falles ähnlicheAnsprüche auf Ersatz des Kostgeldes und beim Tode in der Anstalt auf denNachlaß wie beim Mädchen -Waisenhause. Der Religionsunterricht wird ertheiltvon einem Prediger zu St . Petri , der auch als Inspektor die direkte
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Leitung der Schute hat . Die Letztere zerfällt iu drei Klassen, und findet Turn¬
unterricht statt . Die Ergebnisse des Unterrichts auch dieser Waisenschule werden
dank der strengen Ueberwachung der Schularbeiten durchaus günstig beurtheilt
und denen der Volksschule durchaus gleichgestellt. Es waren 1883 im
Hause 152 Kinder, im zehnjährigen Durchschnitt 149 , die geringste Zahl war
142 . Von den Kindern waren durchschnittlich V? ganz verwaist, mithin 21 — 24 .
Die Verpflegnngskosten betrugen im vorigen Jahre einschließlich der Schule
(ca . 45. 50 ) 45 312,40, im zehnjährigen Durchschnitt 45. 361,79 (die Kosten
der Schule im Durchschnitt 45. 71,47 ) , ungerechnet die Wohnung im Hanse .
Die Jahreseinnahme hat sich 1883 belaufen auf -45. 47 728,49 . darunter Zinsen
. 15. 8257,43 , Sammlungen .45. 18 850,52 , Ertrag des Gutes Ellen .45. 2715,79,
diverse (Miethen , Viehstand, Kollekten u . s . w . ) . Außerdem fielen der Anstalt
Legate zu im Betrage von 45. 10 141,82. Die Gesammteinnahme hat im zehn¬
jährigen Durchschnitt betragen (ohne die Legate ) ,45. 44 106,84. Die Gesammt-
ausgabe betrug 1883 45. 47 484,21 , somit der Ueberschuß der Einnahme gleich
der Vermögensvermehrung 45. 10 386,10 . Die Gesammtausgabe im zehnjährigen
Durchschnitt hat betragen 45. 53 907,57. Das Vermögen der Stiftung wurde
berechnet 1883 (ohne das Mobiliar) zu 45. 715 552,69 , Ende 1875 zu
45. 764 366,75 , darunter zinslich belegte Kapitalien 45. 198 370,18 und die
Häuser am Domshof Nr . 8 und 9 zu 45. 402 636 , das der Stiftung im Heinifall
zugefallene ehemalige Meiergnt zu Ellen zu 45. 110 238 . Im Uebrigm wird
auch hier auf die vorangegangenen Mittheilungen verwiesen .

Die Statuten des St . Johannis -Waisenhauses datiren vom 5 . November
1858 . Auch dieses Waisenhaus ist eine öffentliche milde Stiftung mit selbständiger
juristischer Persönlichkeit und steht unter der Inspektion des Senats . Die Session ,
welcher die Leitung aller Angelegenheiten des Waisenhauses obliegt , wird gebildet
durch die Inspektion und die sämmtlichen Vorsteher der St . Johanniskirche ; die
Beschlüsse der Session bedürfen der Zustimmung der Inspektion ; die Spezial -
verwaltung des Waisenhauses, so wie die Rechnungs - und Kassenführung ist zwei
von der Session erwählten weltlichen Vorstehern und dem ersten Missionar der
St . Johanniskirche anvertraut , welche diese Geschäfte unter sich zu vertheilen haben .
Die Verwaltung im Hause wird von vier Schwestern besorgt . Das St . Johannis-
Waisenhaus ist bestimmt für bedürftige Waisenkinder (Knaben und Mädchen )
bremischer , römisch-katholischer Staatsangehöriger ; dieselben müssen ehelicher
Geburt , und dürfen in der Regel nicht unter sechs Jahre alt sein , jedoch kann
die Session des Waisenhauses hiervon Ausnahmen zulassen , wenn sie es für nöthig
erachtet oder die Umstände es erfordern. Bei der Aufnahme muß der Todten-
schein der Eltern , mindestens des Vaters , sowie ein ärztliches Zeugnis über
die Gesundheit des Kindes vorliegen . Den Unterricht erhalten die Kinder
in der St . Johannis -Gemeindeschule , welche unter der Inspektion des Schol¬
archats steht . Die Kinder bleiben in der Anstalt bis zu ihrer Entlassung aus
der Schule und ihrer Zulassung zur ersten heiligen Kommunion, und werden
dann, wenn für ihr ferneres Unterkommen gesorgt ist , entlassen . Im Fall der
Wiederverheirathung der Mutter, oder wenn die letztere oder das Kind durch
Erbschaft oder sonstigen Erwerb in die Lage kommt , die Unterstützung entbehren ,
die Kosten des Unterhalts und der Erziehung selbst bestreiten zu können, so ist
die Anstalt berechtigt , die Zurücknahme des Kindes zu verlangen, den Umständen
nach auch Erstattung eines Kostgeldes zu beanspruchen . Auf den Antrag der
Angehörigen erfolgt die Entlassung des Kindes , falls nicht die Session aus hin¬
reichenden Gründen die Ablehnung des Antrages beschließt ; vor der Entlassung,
wenn dieselbe genehmigt wird , muß aber die Erstattung der Alimentationskosten
erfolgen . Im Jahre 1883 waren im Hause 24 Kinder, davon 10 Knaben ,
14 Mädchen ; im zehnjährigen Durchschnitt 27 Kinder ; die geringste Zahl war
24 . Von den Kindern waren 1883 elternlos 20 . Die Verpflegungskosten betrugen
im vorigen Jahre pro Kopf 45. 287 , im zehnjährigen Durchschnitt 45. 267 ; ohne
die Wohnung, indessen einschließlich der Kosten des Schulunterrichts , welche das
Waisenhaus der Schule vergütet. Die Jahreseinnahme hat 1883 betragen 45. 12 647,12,
darunter Zinsen 45. 443,10, Sammlungen 45. 5712,17, Geschenke und Legate
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AL. 6491,85 . Im zehnjährigen Durchschnitt betrug die Einnahme AL, 7622,87 . DieAusgabe hat 1883 betragen AL 6899,50 , die Vermögensvermehrnng A . 5747,62 .Die Ausgabe betrug im zehnjährigen Durchschnitt 7299,71 . Das . Vermögenbetrug Ende 1883 .H . . 48142,30 , gegen 1874 - .H . 42 576,97 ; darunterzinslich belegt -H . 11 142,30 . Das der St . Johannis -Waisenstiftung gehörigeImmobile an der Gartenstraße Nr . 4 und 5 zum Werth von 37 000 ; dasMobiliar ist in der Vermögensaufstellung nicht ausgeführt . Auch in diesen :Waiseuhause herrscht große Ordnung und Reinlichkeit . Die Räumlichkeiten sindluftig und gesund und geben zu besonderen Bemerkungen keinen Anlaß .

Bekanntlich herrschen entgegengesetzte Ansichten über die Vorzüge der beidenSysteme der Waisenpflege , der offenen oder familialen Kostpflege , und der ge¬schlossenen Anstaltspflege — der Jndividualisirung in Pflege und Unterweisung ,gegenüber der Kasernirnng und Massenerziehnng . Wie bereits erwähnt , erachtetdie Deputation auf Grund ihrer Berathungen mit Rücksicht darauf , daß diefamiliale Pflege der Kinder auf Haltung bei der hiesigen Armenpflege bestehtund sich bewährt hat und daß auch ihre Erkundigungen über auswärts gemachteErfahrungen günstig ausgefallen sind , die Erziehung des Kindes in der Familiefür die natürlichste Art der Pflege , um ihm in künstlicher Weise den Verlust derEltern zu ersetzen . Die Schwierigkeiten liegen indessen in der praktischen Durchführungdes Prinzipes , insbesondere der Ermittelung zuverlässiger Pflegeeltern und in derUeberwachnng . In ihren Vorschlägen zur allmähligen Einführung der familialenPflege erachtet die Deputation es daher für geboten , an die hier bestehenden Ein¬richtungen anzuknüpfen , die Entlastung zunächst des Mädchen - Waisenhauses nurallmählig anzubahnen , da das Unterbringen der jetzt im Waiseuhause befindlichenMädchen in Familien voraussichtlich mit Vorsicht wird erfolgen müssen , zurSchließung des Mädchen - Waisenhauses aber erst zu schreiten , wenn nach hinlänglichgewonnener Erfahrung die Räumung mindestens zum größeren Theil erfolgtsein wird .
Unverkennbar haben die geschlossenen Anstalten gewichtige Borzüge fürsich , und diese sind insbesondere wegen der Knaben hervorzuheben . Wie geltendgemacht wird , werden verderbliche Einflüsse der Außenwelt leichter abgewehrt ; diePfleglinge gehen ganz über in die ausschließliche Erziehung und Aufsicht derHauseltern und Lehrer der Anstalt ; sie werden an die strenge Disziplin des Hausesund vermöge derselben an Gehorsam , Ordnung und Reinlichkeit gewöhnt ; die Ver¬pflegung in der .Anstalt ist vortrefflich / — zweifelsohne besser , als die Kinder es meistensbei ihren Eltern gewohnt gewesen sein werden ; der Gesundheitszustand ist befriedigend ;die Ergebnisse des Schulunterrichts , der Ueberwachnng der Kinder insbesondereauch mit Rücksicht auf die Arbeiten außerhalb der Schulzeit , durchaus günstig .Die Schattenseite wurzelt in dem Verlust des eigentlichen Familienlebens . Istder Versuch , dem Kinde einen Ersatz für den Verlust der Eltern zu gewähren ,stets ein künstlicher , so tritt das im Anstaltsleben besonders hervor . DieIndividualität des Kindes tritt nothwendig mehr oder weniger zurück gegen denDnrchschnittsmaßstab in Erziehung und Unterricht , die Einwirkungen aus dasGemüth und den Charakter des Kindes werden nicht dieselben sein können , wieim Familienleben ; es wird ihm in der Anstalt Alles gebracht , es ist Allesgeregelt , das Kind steht weniger im Leben und findet keine Gelegenheit ,sich selbstthätig , selbstdenkend inmitten der mannigfaltigen täglichen Vor¬kommnisse , Bedürfnisse , Freuden und Sorgen zu entwickeln . In derFamilie gestaltet sich das Verhältnis des

'
Kindes zu der Pflegefamilieinniger , gewissenhafte Pflegeeltern lernen dasselbe gründlicher kennen und habenin höherem Grade die Gelegenheit und Fähigkeit , den Schwächen des Kindesentgegen zu wirken , die guten Eigenschaften zu befestigen und zu entwickeln , dasAlles in um so höherem Grade , je früher das Kind Aufnahme in der Familiegefunden hat und je länger der Aufenthalt in derselben währt . Vor Allem dasMädchen sieht und lernt unter Verrichtung kleiner Dienste und Arbeiten die Ge¬schäfte des Haushalts , die Fähigkeit zur Hülfeleistnng , gewandt und natürlich zu
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handeln ; die Verhältnisse des Lebens , in welche es einmal einzutreten hat , sind

ihm von Jugend an geläufig und bekannt ; die neuen Lebensverhältnisse sind ihm

nach der Entlassung nicht fremdartig , ungewohnt und unbequem . Von einer

Vergleichung der Ergebnisse beider Systeme nach unseren eigenen praktischen

Erfahrungen wird ganz abzusehen sein . Dieselbe würde zur Voraussetzung haben
eine durch die Organisation gesicherte gleich sorgfältige spezielle Aufsicht und

Pflege , welche an sich in der Bestimmung der Armenpflege nicht ohne Weiteres

liegt , die zunächst auf Unterstützung gerichtet ist ; ferner einen gleichen Kosten¬

aufwand für die Erhaltung des Kindes . Die Armenpflege verabfolgt aber nach

ihren Vorschriften dem Kinde nur das Nothwendige ; das Kostgeld , welches sie

bewilligen kann , ist erheblich geringer , als der Durchschnitt der Verpflegungskosten
in der Anstalt , wie die angeführten Zahlen ergeben . Eine besondere Waisenpflege

ist bei der Verwaltung nicht ausgeschieden ; gleichwohl sind die Erfahrungen der

Armenpflege mit der familialen Pflege zufriedenstellend . Erfahrungsmäßig wird

angenommen werden dürfen , daß die Kosten der familialen Waisenpflege diejenigen
der AnstaltsPflege im ganzen und großen nicht überschreiten . An sich ist es

aber ein Gebot der Gerechtigkeit , die Wohlthaten der Waisenpflege den Kindern

gleichmäßig zu gute kommen zu lassen , um gleichmäßig alle Pfleglinge zu gesunden ,
tüchtigen und selbständigen Menschen heranzubilden und damit dem Pauperismus

zu entreißen .
Die familiale Pflege ist , wie das die Verhältnisse mit sich bringen und

die Statistik der Armenpflege beweist , für den größeren Theil der Kinder überall

nicht entbehrlich ; die Kinder bis zu dem zur Aufnahme berechtigenden Lebens¬

jahre , die ungesunden oder aus anderen Gründen zur Aufnahme in die Anstalt

ungeeigneten , die wegen Ueberfüllung der Anstalt zurückgewiesenen fallen unter

jetzigen Verhältnissen nothwendig der Armenpflege anheim , und müssen in Familien

untergebracht werden . Die familiale Pflege besteht für den größeren Theil der

Waisen bereits in voller Wirksamkeit ; es handelt sich nicht um die Einführung
derselben , sondern um ihre Ausbildung und Ausdehnung . Es ist auch offenbar ,
daß gerade in den ersten Lebensjahren , um die es sich hier bei den meisten
Waisen handeln wird , die Pflege und Erziehung nicht sorgfältig genug sein kann ,
um ihre Eigenschaften gut zu entwickeln und schlimme Eindrücke und Einflüsse

thnnlichst abzuwehren , die vielleicht nach Neigung und Gewohnheit für den Cha¬
rakter geradezu von Einfluß sein können und insbesondere bei Knaben im Fall
einer späteren Aufnahme in das Waisenhaus auf andere Anstaltskinder nachtheilig
einwirken und die gute Seite des Abschlusses derselben von der Außenwelt in

Frage zu stellen geeignet sind . Derartigen Gefahren sind die Kinder in der

Familienpflege freilich ausgesetzt : ob aber unter der Obhut gewissenhafter Pflege¬
eltern in viel höheren : Grade als andere Kinder , steht doch dahin ; das Kinder¬
leben im Freien mit Jugendgenossen wird sogar als ein Vorzug anzuerkennen
sein , den in vollem Maße nur die familiale Pflege zu bieten vermag . Dies

führt dann zu dem gegen die familiale Waisenpflege erhobenen Einwand , daß es

schwerlich gelingen werde , geeignete Pflegefamilien , die sich ihrer Verantwortlichkeit
bewußt seien , in ausreichender Anzahl zu ermitteln . Die Schwierigkeit kann ja

nicht verkannt werden , doch wird es in Bremen und seiner Umgegend damit wohl
kaum ungünstiger bestellt sein , als in anderen Städten , in denen die Familien¬

pflege erfolgreich durchgeführt ist . Die Armenpflege hatte schon 1883 458 Kinder

auf Haltung , davon 219 ganz Verwaiste , gegen 330 Pfleglinge der drei Waisen¬

häuser , unter denen nur 71 ganz verwaist waren . Es ist wahrscheinlich , daß

erhöhte Ansprüche und geschärfte Kvntrole die Erhöhung des von der Armenpflege
bisher bewilligten Kostgeldes zur Folge haben . Immerhin wird in manchen
Städten , in denen dje familiale Waisenpflege eingebürgert ist , das Kostgeld als
volle Vergütung für den dem Kinde gewährten Unterhalt nicht angesehen , vielmehr
nur als ein Beitrag zu den Kosten , und Pflegeeltern , welche für sich aus der

Uebernahme des Kindes Vortheil ziehen wollen , selbst bedürftig sind oder vollends

Unterstützung empfangen , werden von der Auswahl ausgeschlossen . Es erfolgen
aber auf öffentliche Aufforderung so viele Anmeldungen aus allen Ständen , Be¬
amten , Kaufleuten , Gewerbetreibenden n . s . w . , daß es für die passende Unter -
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knifft meistens an Auswahl nicht fehlt ; es melden sich z . B . Verwandte desKindes und Kinderlose , mitunter Eltern, welche für ein Kind gleichgestellte Genossensuchen , andere aus Kinderliebe , von reiner Barmherzigkeit getrieben, was Alleserfahrungsmäßig mehr bei Mädchen, als bei Knaben, und vorzugsweise in zartemLebensalter des Kindes zutrifft, wie denn übrigens, den Erfahrungen der Armen¬pflege entsprechend, das nach dem Lebensalter verschiedene Kostgeld für die kleinstenKinder die beträchtlichste Höhe zu erreichen pflegt.Wie dringend wünschen dann gute Pflegeeltern meistens das Kind zubehalten , es tritt , wie die Zahlen der Armenpflege bestätigen , verhältnismäßigselten ein Wechsel ein . Um aber die Kreise zu treffen , in denen derartige , denZwecken der Waisenpslege genügende Familien zu finden sind, wird selbst unterden angegebenen Einschränkungen, ein Kostgeld gegeben werden müssen , bei dessenBemessen die Lebensweise dieser Familien nicht ganz unberücksichtigt bleibt, wennauch die Verpflegnngskosten der Waisenhäuser schwerlich überschritten zu werdenbrauchen ! Unter keinen Umständen aber wird es an einer strengen Beaufsichtigungder Pflegeeltern und des Kindes mangeln dürfen ; je zuverlässiger die ersterensind, desto lieber wird ihnen selbst der Verkehr mit den um das Wohl des Kindesebenfalls besorgten Vertretern der Waisenbehörde sein. Im Gesetzesentwurf istzur Ausübung dieser Aufsicht bezüglich aller Waisen die Bestellung eines demDirektor der Waisenpslege untergeordneten Beamten , des Waisenrathes , und dieFürsorge durch die als Waisenpfleger sungirenden Armenpfleger vorgesehen , denender Regel nach höchstens fünf Pfleglinge zugewiesen werden. Hierauf wird unterden Einzelheiten der Vorlage zurückzukommen sein.Demgemäß ist die Deputation auf Grund ihrer Berathungen zu der Ueber¬zeugung gelangt, daß die in dem Kommissorium enthaltene Frage zu bejahen undunter einstweiliger Beibehaltung der Waisenhäuser die für die Waisenpslege zubestellende Behörde zu beauftragen sei , die Familienpflege, zunächst für dieMädchen , soweit auszudehnen, wie es unter Berücksichtigung der gegebenenVerhältnisse irgend möglich ist, sobald aber die Unterbringung der Mädchenin Familienpflege gesichert ist , wegen Aufhebung des Mädchen-Waisenhauses beiSenat und Bürgerschaft das Erforderliche zu beantragen . Ist erst ein großerTheil der Mädchen untergebracht in Familien, so hat dies die Folge , daß fürden Rest der in der Anstalt verbleibenden der Apparat zu großartig und kostspieligwird , sei es im Verhältnis der zu erzielenden Resultate, oder auch des für dieKostkinder erforderlichen Aufwandes . Es ist also gesetzliche Bestimmung in betreffdes Vermögens zu treffen . Die Deputation erachtet es als selbstverständlich , daßdasselbe seiner Bestimmung zu Gunsten der Waisenpslege erhalten bleibe . Dem¬gemäß müssen die Einnahmen , welche infolge der Verminderung der Pfleglinge
in der Anstalt nicht zur Verwendung kommen, und für den Fall der Schließungdes Waisenhauses das ganze Vermögen an die Verwaltung der Waisenpslege alsRechtsnachfolgerin der Stiftung übergehen und der gesamten Waisenpslege zugute kommen müssen, worauf zum Gesetzesentwurfe weiter zurückzukommen ist.Im einzelnen ist zu dem letzteren das Folgende zu bemerken.Die Vorlage eines Gesetzesentwurfes war erforderlich , weil nicht etwalediglich die Organisation und Beauftragung von Behörden vorgeschlagen wird ,

ein Beschluß von Senat und Bürgerschaft aber nicht ausreicht, um die bean¬tragten Bestimmungen durchzuführen und denselben die Anwendung aus Dritte,insbesondere die Waisenhausstiftungen zu sichern.

Zu 8 i .Dem Wortlaut des Kommissoriums entsprechend ist im Entwurf die stadt-bremische Waisenpslege als selbständig organisirter Zweig der Armenpflege be¬zeichnet. Eine andere Organisation ist nicht wohl denkbar , wenn anders eineeinheitliche Waisenpslege stattfinden soll. Schon jetzt ist der größere Theil derWaisen, insbesondere drei Viertel der Ganzwaisen, in familialer Pflege derArmenpflege ; es ist die Meinung , die Waisenpslege der Armenpflege
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zu belassen , den Apparat der Verwaltung und die Dotation der Armen¬

pflege der Wagenpflege auch ferner zu gute kommen zu lassen, die letztere
aber als selbständige Verwaltung abzusondern . Es bedarf daher im Anschluß an
die bestehende Einrichtung nur einer Erweiterung derselben . Die Aufgabe beider

Abtheilungen der Armenpflege trifft im wesentlichen zusammen , die geschäftlichen
Beziehungen werden ununterbrochen sein , die Einsetzung einer ganz getrennten
Behörde für die Wagenpflege würde zu Aufenthalt und Weiterungen Ver¬

anlassung geben. Es ergiebt sich also die Nothwendigkeit , der neuen Abtheilung
für die Wagenpflege auch die Oberaufsicht über die drei Waisenhäuser anzu¬
vertrauen . Andrerseits wird es sich empfehlen , nach dem Vorgang andrer Städte,
die Wagenpflege von der übrigen Armenpflege zu sondern und selbständig zu
organisiren . Für die Pflege der Kinder auf Haltung kommen gegenwärtig nur
die allgemeinen Vorschriften der Armenpflege in Anwendung ; eine specielle Wagen¬
pflege besteht nicht, die Armenpflege gewährt ihrer Bestimmung gemäß nur die¬

jenige Hülfe, zu der sie verpflichtet ist ; der Betrag der Unterstützungen soll nie
das Maß des im strengsten Sinne Nothwendigen überschreiten . Die

Wohlthaten der Wagenpflege gehen nach deren Aufgabe über dies Maß hinaus .
Die gesteigerten Ansprüche für ein gutes Unterkommen und die Erziehung bei

geeigneten Familien , die strengere Beaufsichtigung, die Gleichstellung der Waisen
mit den übrigen Familiengcnossen , werden voraussichtlich einen größeren Aufwand
erheischen ; der nicht bloß auf den Unterhalt , sondern nicht minder auf die

Förderung der Erziehung des Kindes gerichtete Zweck der Wagenpflege ist eine

besondere Aufgabe derselben . Diese geht dahin , durch ihr Eingreifen die Kinder
der Armut wo möglich zu entreißen, sie zu selbständigen guten Menschen
erziehen ; so weit die Verhältnisse es gestatten , sollten die Wagen von der übrigen
Armenpflege entfernt gehalten werden .

Wie näher begründet worden , erstreckt die Wagenpflege ihre Fürsorge aus
die hülfsbedürftigen Kinder vom zartesten Lebensjahre an , bei Knaben bis nach
vollendetem vierzehnten , bei Mädchen bis nach vollendetem fünfzehnten Lebens¬

jahre . Das Letztere entspricht den geltenden Bestimmungen.
Nach dem Vorschlage tritt die Wagenpflege ein :

1 ) ohne Rücksicht auf die Konfession,
2) wenn die Kinder elternlos sind , oder der Wagenpflege durch rechts -

bcstündigen Beschluß einer Behörde überwiesen sind,
3) hier den Unterstützungswohnsitz haben .

Zu 1 wird eine nähere Rechtfertigung kaum nötig sein ; einestheils ist
ein Ausschluß von der Wagenpflege in Anlaß der Konfession kraft des Reichs¬
gesetzes über den Unterstützungswohnsitz ausgeschlossen, andrerseits aber keineswegs
die Folge , daß bei der Ueberweisung von Pfleglingen in eine Anstalt von
konfessionellen Rücksichten ganz abgesehen werde . Nach Z 10 des Entwurfes
erfolgt die Aufnahme in eins der Waisenhäuser der Regel nach durch die Ver¬
walter desselben ; das St . Petri -Waisenhaus ist schon jetzt lediglich für Knallen ,
das Mädchen -Wagenhans lediglich für Mädchen bestimmt ; in das katholische
Waisenhaus können Knaben und Mädchen , jedoch lediglich katholischer Konfession
aufgenommen werden ; das an die Waisenverwaltung nach dem Aufhören der
Waisenhäuser übergehende Vermögen wird aber allen Waisen ohne Rücksicht auf
die Konfession zu gute kommen.

Zu 2 . Daß das Kind, dessen Mutter noch lebt , unter der Obhut der

Letzteren bleibe , und daß dieser erforderlichen Falles eine Beihülfe für den Unter¬

halt und die Erziehung gewährt werde , erachtet auch die Deputation für natürlich
und dem Wohl des Kindes entsprechend ; es fehlt an sich an jedem Grunde , dem
Kinde die mütterliche Pflege und Obhut zu entziehen und künstlich zu ersetzen ;
die Mutter hat eine strenge Gewissenspflicht zu erfüllen in der eigenen Sorge um
das Kind , die Kindesliebe , die Ehrfurcht, der Gehorsam, der dem Kinde gegen
die Mutter angeboren ist und gepflegt werden muß, wird ihm im fremden Hanse
erst anerzogen , in der Anstalt vollends kaum ersetzt werden können . Scheiden
damit die Kinder, deren Mütter noch leben , der Regel nach aus der Wagenpflege
aus , so ist die Unterstützung der Mutter Sache der Armenpflege , und wenn die
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Mutter , falls ihre Verhältnisse unerachtet der bereiten Unterstützung durch gemein¬
nützige Vereine , u . A . für Kinderkrippen , Bewahr - und Krankenanstalten , nicht
gestatten , das Kind in der eignen Wohnung zu behalten , gezwungen ist , das Kind
außerhalb derselben etwa bei Verwandten oder anderen guten Leuten unter¬
zubringen , so hat sie gleichwohl die Verpflichtung , das Kind und dessen Unter¬
halt und Erziehung gewissenhaft zu überwachen , während die Behörde darin erst
subsidiär einzutreten

'
hat . Das schließt nicht aus , daß in besonderen Fällen

die Letztere eintritt , sei es wegen besonderer Hindernisse auf Seiten der Mutter ,
oder daß etwa Böswilligkeit oder Ungesundheit des Kindes eine besonders strenge
oder sorgfältige Erziehung und Pflege des Kindes nötig machen , Fälle , für
welche , außer dem längeren Fortbestehen des Knaben - Waisenhauses , der Schluß¬
bestimmung des Gesetzesentwnrfes zufolge , worauf zurückzukommen , das Erforderliche
vorzusehen ist .

Zu 3 . Da kraft der Reichsgesetzgebung für diejenigen hülfsbedürftigen
Kinder , welche hier den Unterstützuugswohnsitz haben , die Armenpflege in Anspruch
genommen werden kann , so hat die Waisenpflege , welcher die Hülfeleistung über¬
wiesen werden soll , in gleichem Umfang einzutreten . Die Waisenanstalten machen
die Aufnahme noch abhängig von dem Bürgerrecht ; für das St . Petri - Waisen -
haus besteht noch die , wenn auch thatsächlich anscheinend antiqnirte Bestimmung ,
daß der Vater des Kindes mindestens acht Jahre hiesiger Bürger und
Einwohner gewesen sein müsse . Diese Vorschriften erachtet die Deputation
für unhaltbar : sie ist der Ansicht , daß die Wohlthaten der Waisenanstalten ,
so gut wie deren Einkünfte und Vermögen dem Gesetzesentwurfe zufolge
nach allmählich erfolgter Evakuation der allgemeinen Waisenpflege ohne Beschrän¬
kung auf die Kinder Bremischer Bürger zu gute kommen sollen , bezüglich der
Aufnahme in die Anstalt schon jetzt diese Unterscheidung wegfallen sollte , und
wird wiederholt darauf hingewiesen , daß gerade demjenigen Theil der Bremischen
Bevölkerung , welcher hier unterstützungsberechtigt ist , ohne das Bürgerrecht zu
haben , vielfach unbemittelte Personen angehören werden . Kann zu Ungunsten
derselben in der familialen Waisenpflege ein Unterschied nicht gemacht werden , so
sollte dies auch in der Anstaltspflege nicht geschehen . Betheiligen sich doch auchdie wohlhabenderen Einwohner , ohne Bürger zu sein , bei den Sammlungen zu .
Gunsten der Waisenhäuser ! Es wird gestattet sein , in den Schlußbemerkungen
wegen der Rechtsfragen kurz hierauf zurückzukommen .

Zu 8 2 .
Daß nach der bewährten Einrichtung der Armenpflege ein Mitglied desSenats als Direktor die Leitung der Waisenpflege übernimmt , die obrigkeitlichenGeschäfte einschließlich der Inspektion der Waisenanstalten wahrzunehmen hat unddie Waisenpflege gegen Dritte vertritt , wird näherer Rechtfertigung nicht bedürfen .Ob es sich empfiehlt , znm Direktor ein für alle Mal dasjenige Mitglied desSenats auszuersehen , welchem die Direktion der Armenpflege übertragen ist , wirdim Gesetz nicht entschieden zu werden brauchen und dem Ermessen des Senats

vorzubehalten sein . Eine Folge der Konzentration der Leitung in eine Hand ,die sich über die ganze Waisenpflege erstreckt , ist der Uebergang der Inspektionder Waisenanstalten an die Direktion , damit derselben die genaueste Kenntnis der
Verhältnisse und die Gelegenheit gesichert werde , dahin zu wirken , daß die ge¬schlossene Waisenpflege nach einheitlichen Grundsätzen geführt werden und die Be¬
stimmungen des Gesetzes zur Ausführung kommen .

Zu 8 3 .
Auch daß die Verwaltung der Waisenpflege aus den als Waisenpflegernfungirenden Armenpflegern und den Verwaltern der geschlossenen Anstalten zubestehen habe , wird als selbstverständlich und den gegebenen Verhältnissen ent¬

sprechend anzuerkennen sein . Das Zusammenwirken wird in der einfachsten Weiseherbeigeführt und den Verwaltern einerseits der Familienpflege , andrerseits der
Anstalten die Gelegenheit gegeben , je von ihrem Standpunkt die Interessen der
Pfleglinge wirksam geltend zu machen .
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Daß bei der familialen Pflege die strengste Kontrole die Voraussetzung
des Ersatzes sei , ist wiederholt hervorgehoben ; es werden die Pfleglinge daher
nach Maßgabe der näheren Bestimmungen des Z 11 den Waisenpstegern
zugewiesen , welche diese Aufsicht persönlich ausüben und zwar in der Art, daß
jeder Pfleger nur einige Waisen , höchstens 5 zu übernehmen hat . Daß
es an der Bereitwilligkeit der Armenpfleger nicht fehlen werde , sich dieser
Aufgabe der Nächstenliebe zu unterziehen, ohne welche die familiale Familien-

pflege nicht erfolgreich durchgeführt werden kann , wird nicht bezweifelt werden
dürfen. Es ist ja anzuerkennen , daß an die Opferwilligkeit der Einzelnen in
unserem Gemeinwesen immer zunehmende Ansprüche gestellt werden ; wir werden
aber in der Erfüllung derselben auf dem Gebiet der Armen- und Waisenpflege
nicht entfernt alleinstehen , und der Gemeinsinn hat sich noch allen gemeinnützigen
Aufgaben gewachsen gezeigt . Die Waisenverwaltung hat nach § 10 des Ent¬
wurfes die Geschäftsordnung auszuarbeiten und dem Senat zur Bestätigung ein¬
zureichen . Es wird sich empfehlen , ihr hierin thunlichst freie Hand zu lassen
und über die Bestimmung der im Gesetzesentwurfe vorgesehenen leitenden Grund¬
sätze nicht hinauszugehn .

Wegen der Verwalter der Waisenanstalten ist auf den Z 9 zu verweisen .

Z» 8 4.
Nach den Erfahrungen andrer Städte , in denen die familiale Wochen¬

pflege besteht, ist die beaufsichtigende und administrative Thätigkeit eines Fach¬
mannes als pensionsberechtigten Beamten der Waisenpflege schlechterdings unent¬
behrlich , und wird es sich empfehlen , die Anstellung bäldthunlichst vorzunehmen ,
damit derselbe der Waisenverwaltung beiräthig sei bei allen Bestimmungen zur
Ausführung des Gesetzes. Es wird derselben vorzubehalten sein, ihrerseits wegen
eines angemessenen Gehalts das Erforderliche zu beantragen und sodann die Er¬
nennung beim .Senat herbeizuführen.

Zu 8 5 .
Die vorgeschlagenen Bestimmungen schließen sich den bestehenden Ver¬

hältnissen an , die dem Direktor unter 2 eingeräumten Befugnisse werden dem¬
selben für seine Aufgabe und nach der Tendenz des Gesetzes nicht entbehrlich sein .

Zu 8 6 .
Die Begründung der Vorschläge ergiebt sich theils als direkte Konsequenz

der Absicht, die familiale Waisenpflege anzubahnen, und die Verwaltung der
gesamten Waisenpflege bei der Aufsichtsbehörde thunlichst zu konzentriren; theils
ist die Motivirung in den allgemeinen Bemerkungen des Berichts enthalten, auf
welche gestattet sein wird , Bezug zu nehmen .

Die öffentlichen Sammlungen und Ausspielungen zu Gunsten der Waisen
sollen, nach dem Wunsche der Deputation , weil unentbehrlich , ihren Fortgang
haben , aber zur Verwendung für alle Waisen an die allgemeine Waisenverwaltung
abgeliefert werden . Es ist die Meinung , daß die einzelnen Waisenhäuser bei
derselben ihren Bedarf anmelden und die Bewilligung der erforderlichen Zuschüsse
beantragen ; in welchen Betrügen es derselben bedürfen wird , ist zur Zeit nicht
zu übersehen ; es ist anzunehmen, daß das Bedürfnis der einzelnen Waisen-
anstalt in demselben Maße abnehmen wird , als die Entlastung zu Gunsten
der familialen Pflege vorschreibt und folgeweise, insbesondere beim Mäd-
chen-Waisenhause, Verwendungen für bauliche Aenderungen unterbleiben können ;
ferner , falls nach dem Vorschlage des Z 11 die besonderen Schnlein-
richtungen der Waisenhäuser in Wegfall kommen und die Waisen dem öffentlichen
Unterricht zugeführt werden . In demselben Maße werden sich die Bedürfnisse
der familialen Waisenpflege steigern . Es wird Sache der neuen Waisenverwaltung
sein, in derselben Weise wie die Armenpflege ihr Budget aufzustellen und die
Bewilligung der Bedarfsumme verfassungsmäßig zu beantragen.
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Zu 88 7- 9 .
Auch die Bestimmungen dieser Paragraphen werden einer besonderen Recht¬

fertigung kaum bedürfen , da sie im wesentlichen ebenfalls an die bestehenden
Verhältnisse anschließen und Zweifel oder Unklarheiten beseitigen sollen , andrerseits
aber die einheitliche Verwaltung eine Gleichmäßigkeit in den Verwaltungsrichtungen
der Waisenhäuser nach dem Vorschlag zu 8 9 erheischt .

Zu 8 io.
Wie wiederholt hervorzuheben gestattet sein wird , scheint es der Deputation

nicht wünschenswert , mit dem Vorschlage gesetzlicher Vorschriften weiter zu gehen ,
als unumgänglich nöthig ist . Auch die zu diesem Paragraphen in Rede stehenden
Ausführungsbestimmungen werden am Geeignetsten , und zwar thunlichst im

Anschluß an herkömmliche Einrichtungen , im Wege der Autonomie festzustellen
sein . Ohnehin würden die Statuten der evangelischen Waisenhäuser wohl der
Revision bedürftig sein , da die bestehenden Satzungen theilweise veraltet und
lückenhaft sind , das Verfahren aber in wesentlichen Punkten nur auf Her¬
kommen beruht .

Zu 88 n- 13
wird aus den Inhalt des Berichts Bezug genommen .

Zu 8 14
wird zunächst der Antrag näher zu erörtern sein , daß der Waisenverwaltung
ausdrücklich der Auftrag gegeben werden solle , dahin zu streben , die besonderen
Schuleinrichtnngen der Waisenhäuser sobald wie thunlich in Wegfall zu bringen
und die Waisen den öffentlichen Schulen zuzuführen .

In prinzipieller Hinsicht erachtet die Deputation ,es für nicht zweifelhaft ,
daß die Theilnahme der Waisen an dem Unterricht in den öffentlichen Schulen
den Vorzug verdiene . In der Volksschule leben und lernen die Waisen gleich
den anderen Kindern , sie genießen mit ihnen die Vortheile gegenseitiger Anregung ,
sie erfrischen Geist und Körper in gemeinsamem Spiel ; von der Gemein¬
schaft mit anderen Kindern und den Einwirkungen des gemeinschaftlichen Schul -
lebens sind gewiß nicht so überwiegende Gefahren zu befürchten , daß gerade
für die Waisen eine Abschließung von den übrigen Ständen geboten wäre .
Wie geltend gemacht wird und nicht in Zweifel gezogen werden soll , sind die
Resultate der Waisenschulen denen der Volksschulen gleich und befriedigend . Es
steht indessen dahin , was die Deputation aus eigner Sachkunde nicht beurtheilen
kann , inwieweit die günstigen Resultate der Waisenschule mit der strengen Ueber -
wachung der Schularbeiten zusammenhängt , die einer Fortsetzung des Unter¬
richts nicht ganz unähnlich sehen würde , während die Tendenz der öffentlichen
Schulen dahin gerichtet ist , in den Schulstunden die Kinder möglichst anzustrengen
und anzuregen , die Zahl der Stunden aber , und die Arbeiten auf das Nöthigste
zu beschränken , dagegen die freie Bewegung der Kinder im Hanse und in frischer
Luft im Interesse ihrer Entwickelung zu begünstigen . Jedenfalls wird der Waisen -
anstalt entzogen , was als Aufwand für die abgesonderten Schulen derselben
erforderlich ist , während der Schulunterricht der in familialer Pflege befindlichen
Waisen der Armenpflege unentgeltlich ist ; mit der Aufhebung der eigenen Schulen
würden die Schullokalitäten frei und für Erziehungszwecke benutzbar , mit dem
Wegfall der eigenen Schulen würde die Erziehung des Kindes wie im elterlichen
Hause in den Vordergrund treten und die Eintheilung der Kinder in kleinere
Abtheilungen , mit dem dafür erforderlichen Aufsichtspersonal in Erwägung zu ziehen
sein . Wie aber der Staat die Uebernahme der kirchlichen Gemeindeschulen theils
durchgeführt hat , theils anstrebt , so werden die dafür maßgebenden Grundsätze in
höherem Maße bei den Waisenschulen zutreffen . Die den Staat durch deren
Uebernahme treffenden finanziellen Lasten werden nicht entscheidend sein dürfen ,
während die Gleichberechtigung der Kinder auf öffentlichen Unterricht in Frage
steht , jede Verbesserung aber in erster Reihe den Waisen zu gute kommen muß ,
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welche in dem Ausnahmsfalle sind , ihren Weg durchs Leben frühzeitig selbständig
und allein machen zu müssen, ohne auf die Stütze und Hülfe der Eltern rechnen
zu dürfen, dazu also mindestens in gleichem Maße wie andere Kinder durch
Schule und Erziehung in den Stand gesetzt werden sollten . Uebrigens wird die
Belastung der öffentlichen Schulen durch die Mädchen, welche bei den Familien ,
denen sie nach und nach anvertraut werden sollen, sich in der Stadt vertheilen,
weniger bemerkbar sein . Es wird sich hauptsächlich um den Ersatz für die
St . Petri -Waisenschule handeln . Es wird nach dem Antrag die Aufgabe der
Waisenverwaltung sein, darüber mit dem Scholarchat in Berathung zu treten.

Es erübrigt zu diesem Paragraphen die schließliche Bestimmung kurz zu
motiviren , nach welcher es Ausgabe der Waisenverwaltung sein soll , nach
Schließung der Mädchen -Waisenanstalt Vorschläge zur Errichtung einer kleineren
Anstalt für die provisorische Ausnahme verwaister Mädchen einzureichen .
Eine derartige Anstalt ist natürlich nicht zu entbehren . Es handelt sich um ein
vorübergehendes Unterkommen , welches zunächst zur Aufnahme derjenigen Waisen
bereit sein muß , für welche eine geeignete Familie noch nicht ermittelt ist ; es
blliben auch Fälle nicht aus , in welchen wegen Verkommenheit oder Verwilderung
oder Ungesundheit zunächst vorübergehend auf ein Unterbringen in Familien ver¬
zichtet werden muß oder nicht gerechnet werden kann . Der Umfang und die
zweckmäßigste Einrichtung einer solchen Anstalt kann zur Zeit nicht übersehen
werden , sondern muß dem Ermessen der Waisenverwaltung nach den inzwischen
gewonnenen Erfahrungen vorbehalten bleiben .

Das hervorragende Interesse des Staates an einer richtigen Waisenpslcge
wurzelt darin , daß es sich dabei nicht allein um die Versorgung hülfsbedürftiger
Mitglieder der Gesellschaft handelt, daß vielmehr die im Alter der Willens-
unfähigkeit übernommenen Waisen , denen der Verlust der Eltern künstlich ersetzt
werden soll, durch Pflege, Erziehung und Unterricht zu gesunden, guten und
tüchtigen Menschen erzogen und bis zu einer gewissen Altersstufe für ihren Lebens¬
beruf herangebildet werden müssen, um fortan selbständig durchs Leben zu gehen.
Es ist die Aufgabe des Staates , diejenigen Vorschriften zu ertheilen , welche
erforderlich sind , damit der angegebene Zweck erreicht werde .

Daß diese Berechtigung des Staates sich keinesweges ausschließlich auf die
Fürsorge für diejenigen Waisen beschränkt, für welche seine Hülfe bei der Armen¬
pflege direkt in Anspruch genommen wird , wird in dieser Allgemeinheit einen:
Zweifel nicht unterliegen. Der Staat wird unbedingt berechtigt sein, die Ver¬
pflegung der Waisen in Familien als zu befolgende Regel anzuordnen und die
Bedingungen im Interesse der Waisen vorzuschreiben , von denen die Uebernahme
der Waisen in Anstalten abhängig gemacht werden soll . Wie für die Wohnung,
Schlafrüume , den Aufenthalt in Wirthschaften, die Einrichtung der Passagierschiffe ,
die Beschaffenheit der Privatschulen, die erforderlichen Vorschriften erlassen werden ,
so leidet die Befugnis des Staates zu analogen Bestimmungen bezüglich der
Waisenanstalten, die Durchführung der nöthigen Bestimmungen für den Aufenthalt
und die Erziehung der Waisen in den Anstalten, den Unterricht, in denselben
oder außerhalb , keine Bedenken . Bedürfen öffentliche Sammlungen und Aus¬
spielungen zu Gunsten der Anstalten seiner Genehmigung, so wird unzweifelhaft
die letztere von Bedingungen abhängig gemacht werden können, z . B . derjenigen ,
daß der Ertrag den sämtlichen Waisen zu gute kommen solle . Kraft seines
verfassungsmäßigen Oberaufsichtsrechts überwacht der Staat durch seine Inspektion
die Anstaltspflege, die Verwaltung und bestimmungsmäßige Verwendung des Ver¬
mögens und der Einkünfte.

Daß öffentliche milde Stiftungen , wie die Waisenhäuser, eine selbständige
juristische Persönlichkeit haben , ist bekannten Rechtens . Die Existenz ist somit
zurückzuführen auf den Willen und die Genehmigung des Staates und abhängig
von der Fortdauer dieses Willens . (S . Savigny , System des Römischen Rechts ,
Band II, Z 89 . ) Daß der Staat bei solchen Stiftungen , welche die Natur öffent¬
licher Wvhlthütigkeitsanstalten haben , nicht blos dann, wenn die bestehende Anstalt
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sich als schädlich erwiesen hat , sondern nach freierem Ermessen schon deshalb, weilder allgemeine Zweck in Form einer neuen Anstalt vollständiger erreicht werdenkann , die Aufhebung der Anstalt gesetzlich beschließen kann , wird von bewährtenRechtslehrern ausdrücklich anerkannt (Savigny, Band II, S . 280) und fallen beimErlöschen der Anstalt die Güter derselben , sofern denselben nicht eine andereBestimmung gegeben wird, als bonnin vg-onns an den Staat . Gegenwärtighandelt es sich zunächst um die geringere Befugnis des Staats , für die Bestimmungder Waisenanstalten im Wege des Gesetzes zeitgemäße Modifikationen zu treffen ;insbesondere sollen die Stiftnngsgelder ihrer Bestimmung zum Wohl der Waisendauernd erhalten bleiben . Es handelt sich um ein Fortschreiten auf dem vonden evangelischen Waisenanstalten durch den Vertrag vom 23 . Dezember 1876betretenen Wege , durch welchen sie abweichend von älteren Statuten , sich dahinverständigten, das eine die Knaben, das andere die Mädchen aufzunehmen, gegen¬seitig auf die ältere Bedingung also verzichteten , daß die Eltern der reformirtenoder der lutherischen Konfession angehört haben mußten . So lange die geschlossenenAnstalten bestehen, ist im Gesetzesentwurf in Aussicht genommen , ihnen die eigent¬lichen Waisen, die ganz verwaisten Kinder zuzuführen ; es soll unter den Auf¬nahmebedingungen abgesehen werden von dem Bürgerrecht der Eltern, der ehelichenGeburt ; die Wohlthaten der Waisenpflege sollen dem bedürftigen Theil der Be¬völkerung , wie die Verhältnisse im wesentlichen auf Grund des Reichsgesetzeswegen des Unterstützungswohnsitzes sich entwickelt haben, wie in der familialen , soauch in der geschlossenen Waisenpflege zu gute kommen . Die Satzungen derWaisenhäuser , welche auf dem ehemaligen Heimathsrechte basiren , erfahrendemgemäß eine Modifikation , welche schwerlich gegen ausdrückliche Verboteund Vorbehalte irgend einer der letztwilligen Verfügungen verstoßen wird . DieVerwendung überschüssiger Einkünfte für Waisen in familiater Pflege wirdvollends keine Bedenken finden , da es sich im wesentlichen um den Ertrag deröffentlichen Sammlungen und Ausspielungen handeln wird , dem Kostgeld für dieWaisen in familialer Pflege aber die Entlastung der Anstalt von dem Aufwanddieser für dieselben entspricht . Ist die Evakuation endlich so weit fortgeschritten,daß das Bestehen der Anstalt in Frage gestellt und über die Schließung dieEntscheidung erfolgt, so fällt mit dem Uebergang des Vermögens an den Staatdem letzteren die Bestimmung der Verwendung zu , wie solche für diesen Fall indem Gesetzesentwurfe vorgesehen ist . Es wird gestattet sein, zur Unterstützung derdem Bericht zum Grunde liegenden Rechtsansichten die Schrift von Baumeister ,die halböffentlichen Stiftungen in Hamburg 1869, sowie die Ausschußberichte derHamburger Bürgerschaft 1871 S . 1 von Dr . Gerhard Hachtmann und 1874S . 21 von Obergerichtsrath Dr . Baumeister in Bezug zu nehmen und auf dieLübecker Gesetzgebung bezüglich der öffentlichen Stiftungen aus der Reform desdortigen Armenwesens nebst den Berichten der Behörden vom 6 . August 1845und vom 22 . Juli 1859, sowie das Badische Gesetz von 1870, betreffend dieRechtsverhältnisse und die Verwaltung der Stiftungen, zu verweisen . Die Eigen¬schaft der drei Bremischen Waisenhäuser als öffentlicher Wohlthätigkeitsanstaltenwird aber der näheren Begründung nicht bedürfen. Die Stiftung und ersteDotation der evangelischen Anstalten ist erfolgt vom Staat für einen öffentlichenZweck , die dem Gemeinwesen obliegende Unterstützung hülfsbedürftiger Waisen ;die sämtlichen Waisenhäuser stehen unter obrigkeitlicher Inspektion und werdenvon jeher zum großen Theil erhalten durch den Ertrag öffentlicher Sammlungenund Ausspielungen, die nur mit Rücksicht auf den Zweck obrigkeitlich genehmigtwerden ; sie sind bezeichnet, aufgetreten und angesehen durchweg als öffentlicheWohlthätigkeitsanstalten und haben seit ihrer Begründung ihre segensreicheWirksamkeit in solcher Eigenschaft entwickelt.Auf Grund des Berichts ersucht die Deputation dem Gesetzesentwurfe dieverfassungsmäßige Genehmigung zu ertheilen .
(gez . ) Hermann Grönirrg . (gez .) Const . Bnlle .
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Gesetz, die stadtbremische Waisenpslege betreffend . Unteranlage.

V 0 M

Der Senat verordnet im Einverständnis mit der Bürgerschaft :

8 1 -
Die öffentliche Waisenpslege ist ein selbständig organisirter Zweig der stadt-

bremischen Armenpflege.
Das Gesetz vom 1 . Dezember 1878 und vom 23 . November 1879,

betreffend die stadtbremische Armenpflege, findet auf die Waisenpslege Anwendung,
soweit dasselbe nicht nachstehend modifizirt ist.

Die Waisenpslege erstreckt ihre Wirksamkeit auf alle hülfsbedürftigen
Kinder ohne Rücksicht der Konfession , bei Knaben bis nach vollendetem vierzehnten ,
bei Mädchen bis nach vollendetem fünfzehnten Lebensjahre, wenn dieselben :

a.) elternlos sind und hier ihren Unterstützungswohnsitz haben , oder :
d) der Waisenpslege durch rechtsbeständigen Beschluß einer hiesigen

Behörde, insbesondere der Armenpflege oder der Polizeidirektion über¬
wiesen und von der Waisenpslege übernommen sind . Eine Ueber -
weisung seitens der Armenpflege an die Waisenpslege soll regelmäßig
nur dann stattfinden, wenn dem von der Armenpflege unterstützten
elterlichen Hause die Erziehung des Kindes aus zwingenden Gründen
nicht belassen werden kann .

Sobald ein Kind von der stadtbremischen Waisenpslege über¬
nommen ist , gehen in betreff desselben alle elterlichen Erziehungs¬
rechte auf die Behörden der Waisenpslege , die Pfleger und Pflegeeltern
über.

Die Kosten der Waisenpslege , soweit sie nicht anderweitig gedeckt sind , trägt
in den vorbedachten Fällen snd n die Armenpflege .

Für die sud d erwähnten Kinder hat die überweisende Behörde der Wochen¬
pflege die Unterhaltungskosten nach einem von der Waisenverwaltung mit Geneh¬
migung des Senats festzusetzenden Tarif zu erstatten.

8 2 .
Zum Direktor der stadtbremischen Waisenpslege bestellt der Senat Eines

seiner Mitglieder .
Derselbe .nimmt die bei der Waisenpslege vorkommenden obrigkeitlichen

Geschäfte wahr und vertritt dieselbe gegen Dritte.
Ihm steht die obere Leitung und Aufsicht über die gesamte stadtbremische

Waisenpslege , sowohl die offene (familiale) , als die Waisenhäuser und die ein¬
zelnen Verwaltungszweige zu . Er hat dafür zu sorgen , daß den gesetzlichen
Vorschriften, der Geschäftsordnung und den Instruktionen gemäß verfahren werde .

In eiligen Füllen trifft er die vorläufige Entscheidung und diejenigen
Maßregeln , welche keinen Aufschub leiden .

8 3 -
Der Direktor führt den Vorsitz in der Waisenverwaltung und ist stimm¬

berechtigt .
Die Waisenverwaltung wird gebildet

1 ) aus den als Waisenpfleger fungirenden Armenpslegern, deren Einem
die Rechnungsführung übertragen wird ;

2) aus den Verwaltern der staatlich anerkannten Waisenhäuser.
Allmonatlich findet eine ordentliche Versammlung statt.

8 4-
Der Waisenverwaltung wird ein besoldeter sachkundiger Beamter mit dem

Titel „ Wachenrath " zugeordnet . Derselbe wird nach Anhörung der Waisenver¬
waltung vom Senat ernannt , ist dem Direktor untergeordnet und gilt Dritten
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gegenüber für ermächtigt, den letzteren nach näherer Vorschrift der Instruktion zuvertreten. Der Waisenrath nimmt mit berathender Stimme Theil an den Ver¬sammlungen der Waisenverwaltung, sowie an den Visitationen und Revisionenund besucht die Waisenhäuser, so oft er es für zweckmäßig erachtet .
8 5.Die zur Zeit vorhandenen drei Waisenhäuser, nämlich das St . Petri -Waisenhaus , das Mädchen-Waisenhaus und das St . Johannis -Waisenhaus dienenden Zwecken der Waisenpslege nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen :1) Die Auswahl der aufzunehmenden Kinder erfolgt nach Anhörung desWaisenrathes durch die Verwaltung des betreffenden Hauses.2) Der Direktor ist berechtigt , die Aufnahme von Pfleglingen wegen derkörperlichen oder geistigen Beschaffenheit derselben , wegen Ueberfüllungdes Waisenhauses oder aus sonstigen besonderen Gründen zu versagen,andrerseits auch jeder Anstalt auf deren Kosten Pfleglinge , soweitder Raum ausreicht, zur Aufnahme und Verpflegung zuzuweisen .Uneheliche Geburt ist kein zureichender Grund gegen die Auf¬nahme in ein Waisenhaus .Im klebrigen enthält die Geschäftsordnung die Bestimmungenüber die Aufnahme der Pfleglinge in die Anstalt und die Pflegeund Erziehung derselben in der letzteren .3) Das St . PetrllWaisenhans ist lediglich für Knaben, das Mädchen-Waisenhaus lediglich für Mädchen bestimmt. In das St . Johannis -Waisenhaus können Knaben und Mädchen, jedoch nur katholischerKonfession, aufgenommen werden .

8 6 .Eine Erweiterung oder Verlegung der drei bestehenden Waisenhäuser (Z 4)
und die Errichtung neuer Waisenhäuser innerhalb des bremischen Staatsgebietesbedarf der Genehmigung des Senats und der Bürgerschaft.Im Fall des Eingehens eines jeden dieser Waisenhäuser geht das Ver¬mögen zur Verwaltung und bestimmungsmäßigen Verwendung an die stadtbremischeWaisenpslege über.

Dasselbe darf schon jetzt ohne Genehmigung der Waisenverwaltung nichtverringert oder in seinem wesentlichen Bestände verändert werden.Die entbehrlichen Einnahmen werden beim Jahresschluß abgeliefert an
die stadtbremische Waisenverwaltung.Die Waisenverwaltung ist berechtigt , zur Deckung ihrer Ausgaben öffent¬liche Sammlungen und Ausspielungen in herkömmlicher Weise zu veranstalten .Oeffentliche Sammlungen und Ausspielungen zu ausschließlichen Gunsteneinzelner Waisenhäuser sind verboten .Die Waisenverwaltung bewilligt den Waisenhäusern aus den vorhandenen

oder gesicherten Einnahmen die etwa erforderlichen Zuschüsse.
8 7 .Die wegen der Größe, Beschaffenheit und Ventilation der in den Waisen¬häusern befindlichen Räume , sowie wegen der Speisung von der Waisenverwaltung

oder anderen zuständigen Behörden zu ertheilenden Vorschriften sind von jeder
Anstatt auf eigene Kosten in Ausführung zu bringen. (Bergt . Medizinalordnq .
v . 2 . August 1878 § 13 8vd 4.)

8 8-Die Vorschriften wegen des öffentlichen Unterrichts finden Anwendung auf
die Waisenschulen ; diese stehen unter Aufsicht des Scholarchats .Die Ertheilung des Religionsunterrichts der Anstaltspfleglinge geschieht
bei den protestantischen Pfleglingen durch einen Prediger der in ß 9 8ub 1und 2 genannten Kirchen , bei katholischen Pfleglingen durch einen katholischenGeistlichen , bei israelitischen durch einen Rabbiner . Die Wahl der Geistlichen ge¬
schieht in den

Spezialversammlungen (Z 9) , bedarf indessen der Genehmigung desDirektors.
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8 9 .
Jedes der drei Waisenhäuser wird von vier Verwaltern in der Art

geleitet , daß einer derselben das Rechnungswesen , ein anderer das Oekonomiefach
übernimmt , und zwar auf zwei Jahre . Einer der Verwalter scheidet jährlich aus .

Die Verwalter werden auf die Dauer von vier Jahren erwählt von und
aus den Diakonen , beziehungsweise Vorstehern der bei der Verwaltung bisher
betheiligten Kirchen , nämlich

1 ) der Kirchen zu U . L . Frauen, zu St . Martini , zu St . Ansgarii,
zu St . Stephani, zu St . Pauli , zu St . Remberti , zu St . Michaelis,

2 ) der Kirche zu St . Petri ,
3) der St . Johanniskirche .

Die näheren Bestimmungen wegen der Wahl der Verwalter bleibt der
Verständigung der Diakonen beziehungsweise Vorsteher der genannten Kirchen
und zwar innerhalb der angegebenen Gruppen vorbehalten. Sobald eine der¬
artige Verständigung nicht rechtzeitig erzielt wird , fällt die Wahl der Verwalter
aus den betheiligten Diakonien beziehungsweise Vorstehern weg, und erfolgen die
Wahlen für dieses Mal nach Maßgabe des Gesetzes vom 1 . Dezember 1878 ,
die Wahl der stadtbremischen Armenpfleger betreffend , indessen auch in diesem
Fall nur aus vier Jahre .

Die Verwalter jedes Waisenhauses versammeln sich unter dem Vorsitz des
Direktors , welcher stimmberechtigt ist , unter Zuziehung des Waisenraths zur
Erledigung der ihre Anstalt betreffenden Angelegenheiten , so oft es dessen bedarf,
mindestens vierteljährlich. Der Verwalter des Oekonomiefaches und der Rechnungs¬
führer besuchen die Anstalt zur Erledigung ihrer Geschäfte mindestens wöchent¬
lich , insbesondere auch um sich in fortlaufender genauer Kenntnis aller dieselbe
betreffenden Verhältnisse zu halten.

8 10.
Die Waisenverwaltung erläßt die Geschäftsordnung zur Ausführung dieses

Gesetzes , sowie zur Regelung des Geschäftsganges der ganzen Verwaltung ; eine
Hausordnung für jedes Waisenhaus und die Instruktionen für alle Beamten der
stadtbremischen Waisenpflege einschließlich der Waisenhäuser. Die Geschäftsordnung,
die Hausordnungen und die Instruktion des Waisenrathes bedürfen der Genehmigung
des Senats .

In der ersten Versammlung jedes Jahres wird der Waisenverwaltung
von deren Rechnungsführer und von den Verwaltern der Waisenhäuser Rechnung
abgelegt und von dem Direktor ein Jahresbericht über die gesammte Waisenpflege
erstattet. Der letztere sammt einer Uebersicht der Einnahme und Ausgabe des
verflossenen Jahres und des Vermögensbestandes am Schluß desselben wird dem
Senat und der Bürgerschaft zur Kenntnisnahme mitgetheilt.

8 11
Soweit die Pfleglinge in keinem der Waisenhäuser Aufnahme finden ,

werden sie hier oder auswärts geeigneten Pflegeeltern überwiesen . Die Vorschriften
für die Auswahl der Pflegeeltern, für die Bedingungen des Pflegekontrakts, für
die Ueberwachung der Pflegeeltern und der Kostkinder, soweit solche in diesem
Gesetz nicht enthalten sind , ferner für das Verhältnis der Waisenpflege zu ihren
Pfleglingen in den ersten Jahren nach der Entlassung, sind enthalten in der
Geschäftsordnung (ek. Z 10).

8 12-
Soweit die Pfleglinge stadtbremischen Familien übergeben werden , wird

die Fürsorge nach Maßgabe der näheren Bestimmungen der Geschäftsordnung von
den stadtbremischen Waisenpflegern übernommen.

Keinem Pfleger sollen mehr als fünf Pfleglinge überwiesen werden . Ueber
Ausnahmen in besonderen Fällen bestimmt die Geschäftsordnung.

Sind in einem Distrikte mehr als fünf Pfleglinge untergebracht, so ist
dem Waisenpfleger von dem Vorstände ein zweiter Pfleger beizugeben und sind
demselben die Pfleglinge zu überweisen . Es können dabei auch aus anderen
Distrikten Waisen bis zu der angegebenen Zahl zur Pflege überwiesen werden .
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Die monatlichen Vorstandsversammlungen der Armenpflege werden bezüglichder Waisen in besonderen Sitznngen unter dem Vorsitze des Direktors der Waisen -pflege gehalten .

^
Die Ermittelung der außerhalb der Stadt Bremen wohnhaften Pflege -familien erfolgt durch den Waisenrath , dem auch die regelmäßige Beaufsichtigungder denselben anvertrauten Kinder obliegt .
Außerordentliche Revisionen durch damit beauftragte Waisenpfleger werdenvon der Waisenverwaltung nach Maßgabe der Geschäftsordnung veranstaltet .

8 1^-
Zu den Aufgaben der Waisenverwaltung gehört es , die Familieupflegesoweit auszudehnen , wie es unter Berücksichtigung der gegebenen Verhältnisse ,insbesondere auch der finanziellen Bedingungen irgend möglich ist .Sie hat insbesondere dahin zu streben , die besonderen Schuleinrichtungender Waisenhäuser sobald wie thuulich in Wegfall zu bringen und die Waisen denöffentlichen Schulen zuzuführen .

Sie hat ferner , sobald die Unterbringung der Mädchen in Familiengesichert ist , die Aufhebung des Mädchen - Waisenhauses bei Senat und Bürger -schaft zu beantragen und Vorschlüge zur Errichtung einer kleineren Anstalt , diezur provisorischen Aufnahme verwaister Mädchen dient , einzureichen .Beschlossen Bremen in der Versammlung des Senats amund bekannt gemacht am

P Anstellung eines DamMestelrevisoi'S in iZremerhaven .
Die Untersuchung der Dampfkessel , die in Bremen dem Fabrikeniuspektorobliegt , ist seit Erlaß des Gesetzes vom 30 . September 1874 für die in Bremer -haven beaufsichtigten Dampfkesselanlagen dem seit Ansang vorigen Monats ausseiner dortigen Stellung und aus Bremeröaven geschiedenen städtischen GasdirektorBallauf übertragen gewesen . Als Vergütung für seine Bemühungen bezog derselbedie von den Parteien nach Maßgabe des Gesetzes zu zahlenden Untersuchungs¬gebühren , die in den letzten Jahren eine Einnahme von 45 2500 bis .45. 3000abwarfen .

Es empfiehlt sich , bei der durch Ballaus
'
s Abgang erforderlich gewordenenauderweiten Ordnung der Revisionsarbeiteu die Sache so zu regeln , daß derrevidirende Techniker eine amtliche , ihn von jeder direkten pekuniären Beziehungzu den Parteien frei haltende Stellung erhält , und daß derselbe für die ihm zu¬zuweisende Einnahme dem Staate mehr nützt , als dies durch die seine Zeit nurvorübergehend in Anspruch nehmende Kesselrevision geschieht .Zu diesem Ende beabsichtigt der Senat , den Dampfkesselrevisor mit einemGehalte von 45 . 2500 mit dreimonatlicher Kündigung und ohne Pensionsberechti¬gung anzustellen und ihm für die Dauer seiner Anstellungszeit nicht nur dieRevision der Dampfkessel zu übertragen , sondern chn auch dem Amte Bremer -haven und dem Fabrikeniuspektor als technischen Hülfsarbeiter in derselben Weisebeizuordnen , wie der Fabrikeniuspektor Wegener der Polizeidirektivn und anderenStaatsbehörden zugeordnet ist .

Die für die
Kesseluntersuchungeu zu zahlenden Gebühren würden dannvom Amte Bremerhaven vereinnahmt und verrechnet werden , wie dies seitensder Polizeidirektivn rücksichtlich der in Bremen gehobenen Gebühren schon jetztgeschieht .

Die Staatskasse wird durch diese Regelung der Sache bei dem jetzigenErtrage der Revisionsgebühren nicht belastet . Sollte die Einnahme für dieRevisionen demnächst erheblich zurückgehen , so würde jeder Zeit der Revisor ent¬lassen werden und eine anderweite Ordnung der Angelegenheit eintreten können .Der Senat ersucht die Bürgerschaft ihm beizustimmen .
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4 . Vereinigung schumchbeluchter Massen der Vealschulen .
Den bei Gelegenheit der diesjährigen Bndgetberathungen von der Bürger-

schaft am 5 . März gefaßten Beschluß, betreffend den obigen Gegenstand, hat der
Senat der Schuldeputation zum Bericht überwiesen und läßt den erstatteten
Bericht der Bürgerschaft hierneben zugehen.

Bericht.
Zum laufenden Budget , Kapitel V , 2 , Realschulen, beschloß die Bürger-

schaft am 5 . März d . I . , sie wünsche einen Bericht der Schuldeputation darüber,
„ ob nicht einige schwach besetzte Klassen kombinirt werden können " .

Der Senat hat dementsprechend die Deputation zu einem Berichte auf¬
gefordert. In ihrem Jahresberichte (Seite 264 der Verhandlungen von 1884)
hat die Deputation , während sie über einige andere von der Bürgerschaft bei der
Budgetberathung angeregte Gegenstände berichtete , den Grund angeführt , weshalb
die Erledigung des obigen Auftrags noch zurückgestellt sei . Sie gestattet sich
nunmehr , der Aufforderung zu entsprechen .

Die Deputation glaubt nicht fehlzugehen, wenn sie davon ausgeht , daß
der ihr ertheilte Auftrag trotz seiner allgemeinen Fassung nur die Primen der
beiden Realschulen im Auge habe , da nur bei diesen der schwache Besuch in einem
augenfälligen Maße stattfindet. Zweifelhafter ist , ob unter der angeregten Kom¬
binirung die Zusammenlegung von Klassen derselben Schule oder der beiden Schulen
mit einander gemeint sei . Dieser Zweifel kommt jedoch nicht weiter in Betracht,
da die nachstehenden Erörterungen sich nach beiden Richtungen hin erstrecken
werden.

Zum voraus sei bemerkt , daß sowohl die Schuldeputation als nach Mit¬
theilungen ihrer senatorischen Mitglieder auch das Scholarchat die angeregte Frage
bereits seit mehreren Jahren zum Gegenstände sorgfältiger Berathungen gemacht
hat , sowie daß als vorläufiges Resultat derselben bereits seit einiger Zeit in
erheblichem Maße eine Kombinirung des Unterrichts in den Unterprimen der
Realschule beim Doventhor stattfindet, durch welche die Ersparnng von mehr als
einer vollen Lehrkraft erzielt ist . Für ein Fortschreiten auf diesem Wege , welches
fortdauernd ins Auge gefaßt ist , hat man zunächst weitere Erfahrung abgewartet.
In Anlaß des der Deputation jetzt ertheilten Auftrags sind die Direktoren beider
Realschulen zu nochmaligem eingehenden Bericht aufgefordert, wobei nicht allein
die Kombinirung der Oberprimen der beiden Schulen mit einander, sondern auch
die Kombinirung der Oberprima jeder Schule mit den Unterprimen derselben und
daneben die Eventualität der gänzlichen Aufhebung beider Oberprimen zur Er¬
örterung verstellt wurde.

Durch die eingegangenen Berichte ist, was zunächst den letzten Punkt
betrifft, die Deputation in der Auffassung bestärkt worden, daß eine Auf¬
hebung der Oberprimen jedenfalls zur Zeit nicht in Frage kommen darf.
Die Wiederanfhebnng der ursprünglich bekanntlich mit der früheren, alleinigen
Realschule in der Altstadt nicht verbunden gewesenen Oberprima , die seit
der Theilung der Schule mit beiden verbunden gewesen ist , würde , abge¬
sehen von der sich daraus ergebenden Herabdrücknng beider Schulen , namentlich
auch zur Folge haben , daß dieselben ihre Anerkennung als Realschulen II . Ord¬
nung verlören, und daß folgeweisc die Schüler , um die Berechtigung zum
einjährig freiwilligen Dienst zu erlangen , eine Abgaugsprüfung ablegen müßten,
während sie jetzt durch die Reife für die Oberprima ohne weiteres jene Berech¬
tigung gewinnen . Eine Abgangsprüfung nach sechsjährigem Kursus ist aber nicht
allein an sich in pädagogischer Rücksicht bedenklich, sie würde auch die Wirkung
haben, daß zahlreiche Eltern ihre Söhne , die weit richtiger ihren Weg durch die
Realschulen nähmen, der Hauptschuld übergäben, womit weder dieser noch vollends
den Realschulen gedient wäre , während den Eltern unnöthige Mehrkosten und den
Söhnen eine unfertigere Schulbildung neben uuuöthiger Belastung mit den alten
Sprachen erwüchse . Schon jetzt sind viele Eltern kurzsichtig genug, ihre Söhne,
die weit zweckmäßiger den Realschulen übergeben würden, in die Hanptschnle zu
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schicken. Man sollte daher vor jeder Maßregel sich hüten, welche diesem Uebel¬stande noch gar Vorschub leistete.
Die anderen Allskunstsmittel anlangend , ist zunächst hervorzuheben, daßder geringere Besuch der Oberprima der Realschulen in der auch anderwärts undnamentlich an unserer Hanptschule gemachten Erfahrung begründet ist , daß eingroßer Theil der Schüler zur Bernfskarriere übertritt, sobald die Befähigung fürden einjährig freiwilligen Dienst erreicht ist . Von den Direktoren wird fernerhervorgehoben , daß die geringere Frequenz der Oberprima theilweise auf dieSchwere der Zeit zurückzuführen sei , welche besonders die Wohlhabenheit desMittelstandes unserer Stadt erschüttert und dessen Erwerb vermindert habe ; essei daher die Hoffnung berechtigt , daß mit Besserung der Erwerbsverhültnisse auchjener Uebelstand wieder schwinden werde . Es wird zu dem Ende hervorgehoben ,daß die Oberprima der Realschule beim Doventhor, welche im Sommer diesesJahres auf drei Schüler herabsank , im Winter 1879/80 deren noch zwölf zählte.In der Realschule in der Altstadt ist die Zahl der Oberprimaner von dreizehnim Sommer 1878 auf sechs im Sommer 1882 herabgegangen, hat sich aber imSommer dieses Jahres wieder auf nenn gehoben lind betrügt im Durchschnittder letzten sechs Jahre acht, eine im Vergleich mit auswärtigen Anstalten gleicherOrdnung nicht so gar ungünstige Ziffer . Auch läßt die hohe Frequenz derunteren und Mittelklassen der letztgedachten Schule schon jetzt eine gesteigerteFrequenz der Oberprima erwarten .

Eine Vereinigung der Oberprimen der beiden Schulen wird von denDirektoren dringend widerrathen , die Direktoren der Hauptschule treten ihnendarin bei und die Deputation hat sich überzeugt, daß gewichtige Gründe dagegensprechen. Es liegt auf der Hand , daß für diejenigen Schüler , welche gezwungenwären, den Bestick; der Oberprima auf der anderen Schule zu absolviren, gegendie der letzteren in Nachtheil versetzt würden . Aber auch diese würden darunterleiden . Trotz der Uebereinstimmung der Lektionspläne bringen doch kleine Ab¬weichungen im Lehrgänge, Verschiedenheit der Persönlichkeiten und der Lehr¬methoden der Lehrer und andere Umstände Differenzen in der Vorbildung derdurch die Unterprimen der beiden Anstalten gelangten Schüler mit sich , welchenothwendig für die in einer gemeinsamen Oberprima zu losenden AufgabenSchwierigkeiten und Ungleichheiten herbeiführen müssen . Auch wird es nichtausbleiben, daß diejenige Anstalt , der die Oberprima genommen wird , auAnsehen und damit auch an Schülerzahl abnehmen werde. Das Auskunftsmittelaber, die Oberprima etwa jahrweise zwischen beiden Anstalten wechseln zu lassen,wie es auch wohl in Anregung gekommen ist , wird kaum der Widerlegung be¬dürfen. An die Ausführbarkeit eines alljährlichen Herüber - und Hinüberwandernseines Theils der Lehrer, und vor allem der in der Oberprima vorzugsweiseunterrichtenden Vorsteher, von einem Lehrerkollegium ins andere, wird nicht imErnst gedacht werden können.Unter diesen Umständen bleibt nur noch die zweite Alternative , die Ver¬einigung der Oberprima mit einer der Unterprimen , und zwar naturgemäß mitder Unterprima n, übrig . Die Direktoren sind zwar nicht sehr erfreut über einesolche Eventualität , geben aber die Ausführbarkeit zu, indem sie nur den Vor¬behalt machen, daß jedenfalls für die Mathematik und womöglich auch für Physikund Chemie (der Direktor der Realschule in der Altstadt betont auch die Geschichteund das Deutsche) die Klassen getrennt bleiben möchten . Erwägt man jedoch , daß ananderen Schulen, und zwar jedenfalls in einem großen Theile Deutschlands, eineScheidung der Oberprima von der Unterprima nicht stattfindet, an einigen Ortenmindestens insolange nicht, als die Schülerzahl eine gewisse Ziffer nicht über¬schreitet, erwägt man ferner, daß auch die Direktoren unserer Schulen, abgesehenvon der Mathematik , die Trennung für einige andere Fächer nur für wünschens -werth, nicht aber für schlechterdings nothwendig erklären, so rechtfertigt es sichnach dem Erachten der Deputation , die Kombinirung der Oberprima mit derUnterprima n, einstweilen abgesehen vom mathematischenUnterricht, demnächst insLeben treten zu lassen. So lange jedoch die vorhandenen Lehrkräfte der jetzigenKlasseneintheilung gerecht zu werden vermögen, liegt in finanziellen Rücksichten
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keine Veranlassung vor , die neue Ordnung einzuführen. Sobald aber eine
Vakanz in den betreffenden Lehrkräften eintritt oder sonstige Umstände es er¬
möglichen , wird demgemäß verfahren werden .

(gez .) Pauli . (gez .) Theod . Grüner .

5. Reinigung -er Schulklnssen .
In betreff obigen Gegenstandes ist von der Schüldeputation der anliegende

Bericht überreicht , welchen der Senat unter Vorbehalt seiner Erklärung der Bürger-
schaft zur Beschlußfassung mittheilt .

Bericht. Anlage .
Als im letzten Sommer das Auftreten der sogenannten ägyptischen Angeu -

krankheit in den Schulen einiger Nachbarorte die Gefahr der Verbreitung dieserKrankheit auf die bremischen Schulen nahelegte , machte der Gesundheitsrath zumSchutze gegen diese Gefahr auf das Erfordernis einer häufigeren , wo möglichtäglichen Reinigung aller Schulräume mit Wasser aufmerksam . Demgemäß istdenn auch von feiten des Scholarchats eine entsprechende Verfügung erlassen,die bis zum Wiederverschwinden dieser konkreten Gefahr gegen Ende des Sommersin Wirksamkeit geblieben ist . Gleichzeitig hatte jedoch der Gesundheitsrath in
Aussicht gestellt, aus die Frage der Reinigung der Schulen und das Erfordernisder Beibehaltung der fraglichen Einrichtung als einer ständigen zurückzukommen.Demgemäß haben Mitglieder desselben während der Zeit, in welcher diese täg¬lichen Reinigungen stattfanden, eine Reihe höherer und niederer, öffentlicher und
privater Schulen besichtigt und auf Grund ihrer Wahrnehmungen im wesentlichendas Folgende berichtet :

Es stehe außer Frage, daß durch den in den Schullokalen sich ansammelnden
Schmutz und durch den beim Austrocknen desselben entstehenden Staub die Schul-lust verdorben werde , und es stelle sich daher die Frage dahin : „ Ist der durchdie tägliche Reinigung aus den Schullokalen entfernte Schmutz so bedeutend,daß die entsprechende Vermehrung desselben bei einer nur alle drei Tage statt¬
findenden Reinigung als wesentliche Schädlichkeit anzusehen ist ?"

Diese Frage wird vom Gesundheitsrath nach den gemachten Wahrnehmungenunbedingt bejaht, sodann aber hinzugefügt : noch wichtiger als die Frage, ob
tägliche oder wöchentlich zweimalige Reinigung, erscheine die Verwendung gutenHolzes zu den Fußböden und gute Instandhaltung der letzteren . In dieser Be¬
ziehung , namentlich was die Instandhaltung betreffe, habe sich ein höchst auf¬fälliger Unterschied zwischen den öffentlichen und Privatschulen ergeben . In den
ersteren hätten sich die Fußböden durchweg schlecht, d . h . stark zerfasert und vielfachnüt nicht ausgefüllten Fugen versehen erwiesen, und zwar nicht nur in den älteren
sondern auch in den besten , in den letzten Decennien erbauten Schulen, namentlichin der Hauptschule . In den Privatschulen dagegen seien die Fußböden durchweggut gefunden . Nach den Erkundigungen bei den Schuldienern müsse angenommenwerden , daß in den öffentlichen Schulen zur Erhaltung der Fußböden nichts
geschehe . In den letzten sieben Jahren seien dieselben theils garnicht, theils nureinmal, höchstens zweimal geölt . In den besichtigten Privatschulen dagegen seiendie Räume jährlich gestrichen oder geölt, ja in einer derselben mehrmals jährlich.
Infolge dessen sei in den Privatschulen die Reinhaltung eine gute , während die¬
selbe in den öffentlichen Schulen trotz der täglichen Vornahme noch viel zu wünschen
übrig lasse. Bei offenen Fugen in den Fußböden und bei Zerfaserung derselben habe
sich nämlich eine genügende Reinigung als gar nicht möglich erwiesen . Durchdas Sprengen sei der Staub wohl eine Zeitlang niedergehalten, nach Trocknungdes Bodens aber hätten sich kurz nach vorausgegangener Reinigung mit dem
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Besen noch große Stanbmengen zusammenfegen oder ganze Staubwolken aufwirbeln
lassen . Der Gesnndheitsrath gelangt hiernach zu folgendem Ergebnisse :

Thunlichste Beseitigung des Staubes sei für die Gesundheit der
Schüler und Lehrer erforderlich ;

ohne gute Fußböden sei die zur Beseitigung des Staubes er¬
forderliche Reinigung erfolglos ,

es werde sogar bei guten Fußboden eine wöchentlich zweimalige
Reinigung wirksamer sein als bei den schlechten Fußböden eine
tägliche Reinigung .

Der über diesen Bericht zur Aeußerung veranlaßte Bauinspektor Flügel
tritt der Ansicht von der großen sanitären Bedeutung guter Fußböden durchaus bei ,
giebt auch die mangelhafte Beschaffenheit mancher Fußböden , insbesondere der
Hauptschule zu , bestreutet aber die Statthastigkeit der aus den gemachten Wahr¬
nehmungen zu ziehenden Konsequenz auf den Zustand aller öffentlichen Schulen
und bemerkt , daß die nothwendigste Ausbesserung der Fußböden und deren Oel -
anstrich stets vorgenommen werde , soweit es die von Senat und Bürgerschaft für die
Unterhaltung der Schulen bewilligten Mittel nur irgendwie gestatteten . Bekanntlich
sind die hierauf gerichteten , von der Schuldeputation veranlaßten Antrage zum
Budget nicht immer genehmigt .

Auf die von feiten der Schuldeputation gestellte Frage nach den Kosten
einer Beseitigung der vorhandenen Mangel durch Reparatur und Oelaustrich
äußert sich der nämliche Beamte wie folgt :

„ Falls nur die Fußböden der Ktasseurüume in den zum Budget der Bau¬
deputation gehörenden Volksschulen , Realschulen und Seminar verkittet und
dreimal geölt werden , sind hierfür unter Zugrundelegung der diesjährigen Sub¬
missionspreise für das Oelen ca . KL 6000 erforderlich . Weil es sich nach ein¬
gehender Prüfung der Fußböden in solchen Fällen jedoch empfiehlt , eine vorherige
gründliche Ausbesserung durch den Zimmermaun zu veranlassen und ebenso mit
den Fußböden der Vorsteher - und Konferenzzimmer und der Turnhalle (unter
einstweiligem Ausschluß der Vorplätze , Treppen u . s . wZ zu verfahren , ergiebt
sich für die Gesamtarbeit ein Kostenaufwand von -S . 8800 für die genannten
zum Budget der Baudcputation gehörigen Schulen .

"

„ Für die Hauptschule würde die Ausbesserung , Verkittung und Oelnngder Fußböden in sämtlichen Lehrsälen einen Aufwand von 45 . 2450 erfordern ,wobei dann also Aula , Sammlungsräume , Treppen u . s . w . nicht mitgerechnet sind .
"

Nach einer späteren Erläuterung dieses Berichts sind in obigen -45. 2450die Kosten für sechs ganz neue Fußböden der Hauptschule enthalten , welche so bald
schon nöthig geworden sind , weil für die Bedielung in dieser Schule zu ästigeBretter verwandt worden sind .

Zur Ergänzung der vorstehenden amtlichen Berichte ist sodann noch folgen¬des zu bemerken . Zur Zeit besteht in allen öffentlichen Schulen die in die An¬
weisungen der Schuldiener , wo solche vorhanden , aufgenommene , im übrigen den
Vorstehern zur Pflicht gemachte Vorschrift , daß sämtliche Schulräume wöchent¬lich zweimal gründlich zu reinigen sind . Eine tägliche Vornahme solcher Reinigungerfordert nicht allein , wegen der nöthigen Hülfskrüfte , nach den in diesem Sommer
gemachteil Erfahrungen jährliche Mehrkosten im Belaufe von etwa 45 . 8500 , son¬dern ist ^auch auf die Länge wegen der mit dem Reiumachen , in einer Dauer bis
zn fünf L -tuiiden , verknüpften Unzuträglichkeiten mit den sonstigen Schuleinrichtungennicht verträglich und namentlich in den kürzeren Wintertagen in der zur Verfügungstehenden Zeit nicht ausführbar und mit der Heizarbeit nicht vereinbar .

Unter diesen Umständen und da das Vorhandensein der beregten Uebel -
stände in einem die Abhülfe erheischenden Maße nicht in Abrede zn stellen ist ,erscheint eine solche Besserung der Fußböden geboten , welche die Beibehaltungeiner nur alle drei Tage stattfindenden Reinigung statthaft erscheinen läßt , unddieser Reinmachung den jetzt nicht durch sie zu erzielenden Erfolg sichert . Dabeibemerkt jedoch die Deputation schon jetzt , daß die den Vorschlügen des BauinspektorsFlügel entsprechende Reparatur und Oelnng der Fußböden nur dann sich verlohnt ,
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wenn auch in der Folgezeit der Oelanstrich jährlich wiederholt wird , woraus

jedoch nach dem vorläufigen Ueberschlage nicht entfernt so hohe Kosten entstehen

werden , wie die aus einer täglichen Reinigung erwachsenden .
Der Oberbaudirektor Franzius ist den Berichten des Bauinspektors bci -

getreten , die Baudeputation hat bei denselben nichts zu erinnern gesunden . Hier¬

nach beantragt die Schuldeputation die Genehmigung des Senats und der

Bürgerschaft ,
daß zum Zweck der gehörigen Instandsetzung und Oelung der Fuß¬

böden der Klassenrüume sämtlicher stadtbremischen öffentlichen Schulen
11250 in das nächstjährige Budget eingestellt werden und zwar

.4L 8800 für die Realschulen , das Seminar und die Volksschulen in

dasjenige der Baudeputation und 2450 in dasjenige der Hauptschnle .

(gez . ) Pattli . (gez .) Theod . Grmrer .
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